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Eingebracht wurden I 
Anträge der Abgeordneten I 

Uh l i r, Re i c h, Wilhelmine Moik. Dr. Ho f e n- I 
e d er, Pr e ußl e r, V o l l m a n n, Mos e r, Ku l- I 

Montag, 4. Dezember 1961 

h a nek und Genossen, betreffend Abänderung 
und Ergänzung des Allgemeinen Sozialver­
sichenmgsgesetzes (9. Novelle zum Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetz) (147/A) 

Ko s t r o u n, Ku l h a n ek, Dr. B e c h i n i e, Franz 
Mayr, Mo s e r, Ha u n s c h m i d t, P r e u ßler, 
Josef Wa l l n e r  (Amstetten), Ho l oub ek und 
Genossen, betreffend Abänderung und Er­
gänzung des Gewerblichen Selbst,ändigen­
Pensionsversichenmgsgesetzes ( 5. Novelle 
zum Gewerblichen Selbständigen -Pensions­
versichenmgsgesetz) (148/A) 

Ro s e n b e r g e r, S c h e i b e n r e i f, E ck h a r t,Dipl.­
Ing. Pius F i nk, L a ck n er, Dipl.-Ing. Doktor 
L e c h n e r, Spi e l b ü c h l er, V o l l m a nn und 
Genossen, betreffend Abänderung und Er­
gänzung des Landwirtschaftlichen Zuschuß­
rentenversicherungsgesetzes (4. Novelle zum 
Landwirtschaftlichen Zuschußrentenversiche­
rungsgesetz) (149/A) 

Wilhelmine Moik, Grete Reh o r, Rosa We b e r, 
Dr.-Ing. Johanna B ayer und Genossen, 
betreffend ein Blmdesgesetz, mit dem das 
Mutterschntzgesetz neuerlich abgeändert wird 
(150/A) 

Kys e l a, Rei c h  und Genossen, betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosen­
versicher\mgsgesetz 1958 neuerlich abgeändert 
und ergänzt wird (151/A) 

Dr. Ho f e n e d eI', Dr. B e c h i n i e  und Genossen, 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz 1953 abgeändert wird 
(Einkommensteuernovelle 1961) (152jA) 

Pr inke, Dr. B e c h i n i e, Ha r t l, Mos er, 
E h g a r t n er, Spi e l b ü c h l e r, Mi t t e n d o r fer, 
P i c h l e r  und Genossen, betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Blmdesgesetz vom 15. De­
zember 1960, BGBl. Nr. 285, abgeändert 
wird (153/A) 

Th o m a, Ro s e n b e r g er, S e i r i n g e r, Spiel­
büchier und Genossen, betreffend Novellie­
rung des Blmdesgesetzes über eine Abgabe 
von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
(1 54/A) 

Wilhelmine Moik, A l t e n b ur g e r, Ki n d l, Rosa 
Web e r, Dr. Ku m m e r  und Genossen, be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
ArbeitslosenversichertUlgsgesetz 1958, BGBl. 
Nr. 199, neuerlich abgeändert wird (155/A) 

Beginn der Sitzung: 14 Uhr 

Yorsitzende: 
lng. Figl, Dritter 

Präsident Dr. h. c. Dipl.- ! Krank gemeldet haben sich die Abgeord­
Präsident Dr. Maleta. I neten Doktor Gschnitzer, Eichinger, Reich, 

Lins, Stürgkh, Ferdinand Graf und Strommer. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet. 
Das Amtliche Proto k o l l der 81 . Sitzung 

vom 30. November und der 82. Sitzung vom 
I. Dezember ist in der Kanzlei aufgelegen, 
unbeanständet geblieben und gilt daher als 
genehmigt. 

E ntschu ld igt  haben sich die Abge­
ordneten Haberl, Dr. Haselwanter, Krane­
bitter, Mitterer, lug. Raab, Dr. Piffi-Percevic 
und Zeillinger. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Ab­
geordneten Dr. Hetzenauer, um die Verlesung 
des E in laufe s . 
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Schriftführer Dr. Hetzenauer: Hohes Haus ! 
Von der Bundesregierung sind folgende V 01'­
l a g  e n eingelangt: 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die dienst- und besoldungsrechtliche 
Stellung der Bediensteten des Dorotheums 
neuerlich abgeändert wird (502 der Beilagen); 

Bundesgesetz über die Auflassung der Be­
zirksgerichte Gaming, Geras, Gutenstein, Kirch­
berg an der Pielach, Pöggstall und St. Michael 
im Lungau (503 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosen­
versicherungsgesetz 1 958 neuerlich abgeändert 
und ergänzt wird (504 der Beilagen). 

Es werden zugewiesen: 
502 dem Verjassungsau88chuß; 
503 dem J ustizau88Chttß ; 
504 dem A u8schuß für soziale Verwaltung . 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (473 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1962 (499 der 

Beilagen) 

Spezialdebatte 

Gruppe IV 
Kapitel 9: Inneres 

Präsident: Wir gehen in die T a g e s o r d n u n g  
ein und gelangen nunmehr zur Spezialdebatte 
über die Gruppe IV. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Ab­
geordnete Holoubek.  Ich ersuche ihn um 
seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Holoubek: Hohes 
Haus ! In meinem Bericht zum Kapitel 9, 
Inneres, möchte ich Sie mit möglichst wenig 
Zahlen langweilen. Sie finden sowohl im Teil­
heft zu diel:iem Kapitel als auch im Spezial­
bericht umfangreiches Zahlenmaterial. 

Bundesgendarmerie 50 Dienstposten ganzjährig 
unbesetzt zu lassen. Auch im Jahre 1961 
konnten die Stände bei der Bundespolizei 
nicht voll aufgefüllt werden. Im Sicherheits­
wachdienst fehlen derzeit auf deI! systemi­
sierten Stand 429 Beamte. Dieser Fehlbestand 
wird sich bis zum Ende deI'; Jahres 1961  um 
rund 150 Dienstposten auf 579 erhöhen, da­
gegen wird es voraussichtlich bei der Bundes­
gendarmerie möglich sein, alle Dienstposten bis 
Ende 1 961 zu besetzen. 

Die Öffentlichkeit hat in der letzten Zeit 
das Bundesministerium für Inneres wegen des 
zu geringen Personalstandes bei der Bundes­
gendarmerie oft heftig kritislert. Der Bundes­
gendarmerie wurde schon vor Jahren eine 
Standeserhöhung zugesichert. Im Hinblick auf 
notwendige Sparmaßnahmen wurde diese Per­
sonalvermehrung wieder nicht bewilligt; sie 
wäre aber zwingend notwendig. 

Die zu geringen Personalstände bei der 
Exekutive beeinträchtigen den Sicherheits­
wachdienst und die Sicherheitsverhältnisse im 
ganzen Bundesgebiet. Dabei werden immer 
höhere Anforderungen an die Exekutive ge­
stellt. Der von Jahr zu Jahr steigende Straßen­
verkehr, das an sich erfreuliche Ansteigen 
des Fremdenverkehrs und schließlich die Ver­
stärkung des Dienstes an der Bundesgrenze 
erfordern immer mehr Personal. Die Bundes­
gendarmerie hat ein Gebiet von mehr als 
82.000 Quadratkilometern mit 4,4 Millionen 
Einwohnern, das sind zwei Drittel der Ein­
wohnerschaft Österreichs, zu betreuen. In 
diesem Gebiet sind zahlreiche Städte und dicht 
besiedelte Flächen. Es kann daher nicht von 
einem rein ländlichen Gebiet gesprochen wer­
den. Auch der alpine Rettungs- und Bergungs­
dienst erfordert oft den tagelangell Einsatz 
zahlreicher Gendarmerie beamter. 

Für den Sachaufwand stehen dem Bundes­
ministerium für Inneres 299,273.000 S zur 
Verfügung. Berücksichtigt man den eingetre­
tenen Mehraufwand bei den Nebengebühren 
der Exekutive, so ist das um zirka 3,5 "Millionen 
weniger als 196 1 .  

I n  seiner Sitzung a m  14. November 196 1  
hat der Finanz- und Budgetausschuß die 
Gruppe IV des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1 962 in Beratung gezogen. Von dem 
Gesamtaufwand dieses Ressorts in der Höhe 
von 1 .51 3,854.000 S entfallen rund vier 
Fünftel, das sind 1.214"f>81.000 S, auf den Die Einrichtung des Kriminaltechnischen 
Personalauf\nmd und nur ein Fünftel,  das Referates beim Bundesministei'ium für Inneres 
sind 299,273.000 S, e,uf den Sachaufwand. I konnte im Jahre 1 961 im wesentlichen ab-

Die Erhähuna bei den Personalkreditel1 geschlossen werden. Die vorgesehenen Kredite 
gegenüber den� Voranschlag 1 961  um für das kommende Jahr dienen der Vervoll-
121,304.000 S ergibt sich aus der Gehalts- ställdigung des Laboratoriums. 
erhöhung für die Bundesbediensteten. Durch Der Personalstand des Flugrettullgsdienstes 
Lagerauflösung und Sparmaßnahmen bei der wurde trotz steigender Anforderungen nicht 
Flüchtlingsbetreuung können im Jahre 1962 vermehrt, obwohl sich die fliegerische Einsatz­
um 125 Dienstposten weniger ausgewiesen tätigkeit gegenüber der vorhergehenden Be-
werden als im Vorjahr. richtsperiode um rund 65 Prozent erhöht hat. 

Es ist bedauerlich, daß sich das Bundes- Unter Titel I ist für den Zivilschutz lediglich 
ministerium für Inneres verpflichten mußte, ein Verrechnungsansatz vorgesehen. Die Ge ­
bei der Bundespolizei 300 Posten und bei der samtkosten für diesen Zweck sind unter Ka-
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pitel 18 veranschlagt. Gerade die Ereignisse I Eine intensive Überwachung des Straßen­
der jüngsten Zeit haben die Notwendigkeit verkehrs durch motorisierte Gendarmerie­
von Zivilschutz maßnahmen sehr eindringlich patrouillen ist zwingend notwendig. Im Jahre 
vor Augen geführt. Österreich wird an den 1962 werden im Wege des Austausches 
Erfordernissen auf diesem Gebiet, die von 301 Kraftfahrzeuge neu angeschafft. Eine 
allen anderen Staaten, auch von den neutralen, detaillierte Aufstellung über die neu an­
beachtet werden, nicht vorbeigehen können. zuschaffenden Kraftfahrzeuge finden Sie, meine 

Bei Titel 2 ist ein Aufwand für die politischen Damen und Herren, im Spezialbericht. 
Behörden im Betrag von 4,193.000 S vor- Für den Sicherheitsdienst auf der Donau 
gesehen. werden· im Jahre 1962 weitere 9 Metallboote 

Für die Bundespolizei sind bei rritel 3 n:it Außenbordmotoren a�geschafft, sodaß 
Kredite in der Höhe von insgesamt 1l7,547.000 S SICh deren Zahl auf 16 erhoht. 
enthalten. Obwohl die Unterkünfte für Gendarmerie-

Die Erhöhung der Anlagenkredite um 3 Mil- dienststellen vergangenes Jahr wesentlich ver­
lionen Schilling wird kaum ausreichen, um das bessert wurden, fehlen noch immer für 
polizeiliche Funk- und Fernmeldewesen sowie 77 Dienststellen der Gendarmerie zweckmäßige 
den Fahrzeugpark - Funkstreifenwagen und Unterkünfte. 
Verkehrsunfallskommandos - den derzeitigen Der Ausbau des Gendarmerie-Funknetzes 
sicherheitspolizeilichen Anforderungen ent- soll im Jahre 1962 fortgesetzt werden. Die 
sprechend · auszugestalten. Anschaffung von 100 UKW-Funkgeräten ist 

Die Arbeitsstätten der Beamten und die geplant. . 

Räume für den Parteienverkehr entsprechen Jeder Gendarmeriebeamte besitzt derzeit 
keinesfalls den neuzeitlichen Erfordernissen. mindestens zwei komplette tragfähige Uniform­

Die Ausstattung der Polizei mit fernmelde­
technischen Nachrichtenmitteln konnte ver­
bessert werden. Die Koordinierung der Funk­
netze der Bundespolizei und der Bundes­
gendarmerie wird fortgesetzt, ebenso die Aus­
stattung der Bundespolizeibehörden mit trag­
baren UKW-Funksprechgeräten. 

garnituren. Die Adjustierung der Beamten hat 
sich als sehr gut und zweckmäßig erwiesen. 

Die Kredite für das Wanderungswesen in 
der Höhe von 528.000 S sind bei Titel 5, die 
Kredite für die Kriegsgräberfürsorge in der 
Höhe von 1,650.000 S bei Titel 6 veranschlagt. 

Die Instandsetzung von Kriegsfriedhöfen 
im Burgenland und in der Steiermark sowie 
die Zusammenlegung von Flüchtlingsgräbern 
in Oberösterreich ist für 1962 in Aussicht 
genommen. Ebenso muß das öffentliche Denk­
mal in Mauthausen instandgehalten werden. 

Um eine bessere Ausbildung der Beamten 
zu gewährleisten, war es notwendig, die für 
den Unterricht vorgesehenen Kredite zu er­
höhen. Trotz energischer Bekämpfung des 
Verbrechertums durch unsere Bundespolizei 
hat diese unter ihren Angehörigen bisher in 
diesem Jahr nur ein Todesopfer zu beklagen, Die Ausgaben und Einnahmen für die Be-
ein Beweis für den hohen Ausbildungsstand treuung der Flüchtlinge finden Sie bei den 

Titeln 9 und 10. Bei Titel l 0 sind die im Rahmen unserer Bundespolizei. der Flüchtlingsbetreuung vom Bundesmini-Die Kosten für den Entminungsdienst, die sterium für Iuneres geführten Anstalten als bei Titel 3 a veranschlagt sind, konnten im betriebsähnliche Verwaltungszweige separat Vergleich zum Vorjahr gesenkt werden. Ins- veranschlagt. Hiezu zählen derzeit noch fo1-gesamt wurden 8,500.000 m2 abgesucht und gende Anstalten : Pflegeanstalt für chronisch dabei 195 Tonnen Kriegsrelikte vernichtet. Kranke in Thalham, Oberösterreich, Fürsorge-
Bei Titel 4 ist der Sachaufwand für die heim Kreuzen, Ober österreich , Jugendheim 

Bundesgendarmerie mit 120,054.000 S prä- Hirtenberg, Niederösterreich, Studentenheim 
liminiert . Die erweiterte fachliche Ausbildung Mödling, Vorderbrühl. Erst in den Jahren 
aller Gendarmeriebeamten als Kraftfahrer, 1963/1964 werden sich die finanziellen Aus­
Hundeführer und so weiter wird fortgesetzt. wirkungen des Lagerräumuugsprogrammes 
Ebenso ist beabsichtigt, im Jahre 1962 die zeigen. 
alpine Ausbildung fortzusetzen, um die Ein- Durch den noch immer anhaltenden Zuzug satzfähigkeit der Gendarmerie im alpinen von jugoslawischen Flüchtlingen kann auch Rettungsdienst nach Möglichkeit noch zu der Aufwand für die Betreuung der Neu­steigern. flüchtlinge nicht wesentlich vermindert werden. 

Derzeit verfügt die Bundesgendarmerie über Die Weiterführung der Flüchtlingsanstalten 
eine ausreichende Zahl moderner Pistolen für durch das Bundesministerium für Inneres 
den Exekutivdienst. Die Bewaffnung mit erscheint notwendig, wobei das Lager Hirten­
Karabinern kann als abgeschlossen betrachtet berg nunmehr auch für jugoslawische Flücht­
werden. I linge Verwendung finden wird. Die Auflösung 
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des Studentenheimes MödIing ist für Mitte 1962 
vorgesehen. 

Die Tätigkeit des Bundesministeriums für 
Inneres ist umfangreicher, als ich sie in meinem 
Bericht an Hand der Budgetziffern darstellen 
konnte. Ich kann noch darauf verweisen, daß 
die zur Verfügung stehenden Mittel auch im 
Budget jahr 1962 eine wirkungsvolle Verwen­
dung finden werden und daß der angespannten 
Budgetlage Rechnung getragen wird. 

Als Berichterstatter fühle ich mich aber 
auch verpflichtet, festzustellen, daß bei den 
Wachkörpern der Bundespolizei und der Bun­
desgendarmerie wichtige Erfordernisse zurück­
gestellt werden mußten. Eindringlich muß 
davor gewarnt werden, bei diesem Verwaltungs­
zweig weitere Sparmaßnahmen durchzuführen. 
Wenn der Sicherheitsdienst seine ständig 
steigenden Aufgaben restlos erfüllen soll, muß 
heute schon von dieser Stelle aus verlangt 
werden, im Budget jahr 1963 größere Beträge 
zur Verfügung zu stellen. Sparmaßnahmen auf 
diesem Gebiet können gefährliche Folgen für 
unsere Bevölkerung nach sich ziehen. 

Bei der Abstimmung über die Gruppe IV 
in der Sitzung des Finanz- und Budgetaus­
schusses am 20. November 1961 wurden die 
Ausgaben- und Einnahmenansätze des Ka­
pitels 9 unverändert angenommen. 

Der Finanz- und . Budgetausschuß stellt 
durch mich den A n t r a g, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 9: Inneres, des Bundesvor­
anschlages für das Jahr 1962 in der Fassung 
der Regierungsvorlage (473 der Beilagen) wird 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage, in die Spezialdebatte ein­
zugehen. 

Präsident: Wir gelangen nun zur Spezial­
debatte über Kapitel 9. Zum Wort gemeldet 
ist als erster Redner, und zwar als Gegen­
redner, der Herr Abgeordnete Dr. Kos. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kos: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Aus den vielen Problemen, 
die bei dem Kapitel Inneres zur Debatte 
stehen könnten, möchte ich mir heute die 
Anliegen der Freiheitlichen Partei herauB­
greifen, die immer noch unerledigt in irgend-
einer Schublade liegen. -

Ich sehe mich nun zum drittenmal genötigt, 
festzustellen, daß das von den Freiheitlichen 
geforderte Gesetz über das Volksbegehren, über 
das schon so viel geredet und geschrie ben 
worden ist, noch immer ausständig ist. Ich 
\veiß nicht, ob es sich hier um eine Frage des 
Nichtwollens oder des Nichtkönnens handelt, 
denn der Herr Bundesminister für Inneres hat 
zum letztenmal im Jahre 1959 festgestellt, 

daß es sich hier um eine politische Entscheidung 
handle, die nicht von ihm allein getroffen 
werden könne, und seither wurde zu diesem 
Thema beharrlich geschwiegen und nichts 
getan. Es wurde nicht einmal der Versuch 
unternommen, den Schein zu wahren. Sie, 
meine Damen und Herren von den beiden 
Koalitionsparteien, haben ja sowohl im J alrre 
1959 als auch 1960 den von meinem Freund 
Dr. Tongel eingebrachten Entschließungsantrag 
auf Beratung und Beschlußfassung eines Ge­
setzes über das Volksbegehren abgelehnt. 

Wenn ich diesen Antrag heute nicht wieder­
hole, so soll damit nicht gesagt werden, daß 
wir auf dieses Geßetz verzichten könnten. Im 
Gegenteil! Immer und immer wieder, bei jeder 
Gelegenheit, werden wir die Bundesregierung 
und den Herrn Innenminister darauf aufmerk­
sam machen, daß beide als Wahrer und Hüter 
der Bundesverfassung verpflichtet sind, der 
Bundesverfassung, der Grundlage unserer De­
mokratie, sowohl dem Buchstaben als auch 
dem Sinne nach zu entsprechen. 

Dieses Hohe Haus ist ja auch sonst nur 
allzu gerne bereit, bei jeder passenden und 
unpassenden Gelegenheit durch Verfassungs­
bestimmungen, die oft nur als Sätze in irgend­
ein Gesetz eingebaut werden, unsere Bundes­
verfassung in der freigebigsten Art und Weise 
zu bereichern. Aber gerade die Bundesverfas­
sung schreibt doch in den Artikeln 41 und 46 
über den Weg der Bundesgesetzgebung ein­
deutig vor, daß dem Staatsbürger über das 
Volksbegehren und über die Volksabstimmung 
das Mitspracherecht an der Gesetzgebung ge­
wahrt bleiben soll. Ist denn diese Aufgabe, 
vor der die Bundesregierung steht, ein so 
heißes Eisen, daß sich von den beiden Koali­
tionspartnern niemand an sie heranwagen 
will � Wo liegen denn die Gegensätze, die sie 
nicht überbrücken können oder wollen � Oder 
ist es so, meine Damen und Herren, daß Sie 
gar nicht daran interessiert sind, dem Staats­
bürger den vollen Genuß der ihm durch die 
Verfassung zugesicherten Rechte zu gewähr­
leisten? 

Wenn ich kurz rekapituliere, so darf ich 
zitieren, daß der Artikel 1 der Bundesverfassung 
völlig eindeutig zum Ausdruck bringt, daß das 
Staatsvolk in entscheidender Weise zur Mi.t­
arbeit an der Gesetzgebung berufen ist; heißt 
es doch dort: "Österreich ist eine demokratische 
Republik. Ihr Recht geht vom Volk aus." Was 
ist aber an diesem Recht noch unerfüllt 
geblieben 1 Dadurch, daß man dem Auftrag, 
der in den Artikeln 41 und 46 enthalten ist, 
nicht entsprochen hat, ist dem Staatsbürger 
seit dem Jahre 1920 praktisch die Möglichkeit 
vorenthalten, sich an dieser Aufgabe zu be­
teiligen. Ich gehe sogar so weit, zu behaupten, 
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daß Sie, die Parlamentsmehrheit, durch dieses 

bewußte Versäumnis den Staatsbürger von 
der Mitwirkung an der Gesetzgebung über­
haupt ausschließen wollen. 

Zum anderen sieht die derzeitige Konstruk­
tion, wie sie sich auf Grund der Verfassung 
darstellt, vor, daß wohl ein Volksbegehren 
von 200.000 Staatsbürgern eingebracht werden 
kann, dem Nationalrat aber die geschäfts­
ordnungsmäßige Behandlung zugeordnet ist. 
Der Nationalrat kann also beschließen, er 
muß aber nicht. Wird also das Volksbegehren 
der in diesem Hohen Hause üblichen geschäfts­
ordnungsmäßigen Behandlung zugeleitet, dann 
kann es geschehen, daß über eine Meinungs­
äußerung von mindestens 200.000 Staats­
bürgern nicht einmal im Ausschuß dif:-.kutiert 
wird. Paßt also ein solches Volksbegehren 
in seiner Zielsetzung nicht in das Konzept 
einer der beiden Regierungsparteien , so wird 

angewandter Gewalt lassen Blutverbrechen 
vermuten, nachher stellt es sich heraus, daß 
es sich vermutlich um Agenten ausländischer 
Staatsangehörigkeit gehandelt hat. Illegale 
Grenzgänger werden dann und wann aufge­
griffen. Vor lauter Freude und Begeisterung, 
daß man endlich jemand erwischt hat, daß 
man eine Erfolgsmeldung abgeben kann, wird 
das sogleich an die große Glocke gehängt. 
Es wird über den Rundfunk und über die 
Presse berichtet, weil das ja der übliche Weg 
ist, mit dem man Agenten und Spione zu 
bekämpfen pflegt. Wie weit sind wir doch von 
einer zielbewußteIl Tätigkeit gegen solche 
Umtriebe auf unserem Staatsgebiet und seinen 
Grenzen entfernt ! Ein Lastkraftwagen - die 
Sache ist schon einmal behandelt worden -
durchbricht die Grenzbefestigungen an der 
nördlichen Grenze und fährt unerkannt fast 
bis nach Wien. 

es nach bewährtel' Methode durch die Zu- Und das alles trotz der Versicherungen, 
weisung an einen Ausschuß in diesem umge- die der Herr Innenminister am 1 .  Dezember 
bra.cht. 1 960 hier in diesem Hohen Hause abgegeben 

Wer kann da wohl unserer Auffassung hat, mit denen er eine Reihe von Verbesserun­
widersprechen, daß die unmittelbare Demo- gen in Aussicht stellte, die Sicherheitsverhält­
kratie, von der unsere Verfassung spricht , nisse an den Grenzen unseres Landes betreffend. 
in der Praxis eben nur auf dem Papier steht. Da wurde von einer Verstärkung des Sicher­
Wenn man nämlich das Bundesvolk wirklich heits- und Zollbehördenpersonals, von einer 
erllRt.lich an der Gesetzgebung teilhaben lassen 

I 
Verbesserung d�r technischen B�helfe d

.
urch 

,vill, dann hätte man in einem Volksbegehren Ausstattung mIt Fernmeldegeraten, emem 
beziehungsweise in einer Volksabstimmung ein Ausbau der Telephonmeldestellen und von 
in benachbarten Staaten durchaus bewährtes I einer Verstärkung des Patrouillen- und Grenz­
Mittel. Es kommt aber nicht darauf an, daß dienstes gesprochen. Und kommt dann ein 
diese Möglichkeit rein theoretisch besteht, solcher durchgebrochener La.stwagen unge­
entscheidend wird es sein, ob die beiden hindert bis in die Bundeshauptstadt, dann 
Koalitionspartner den ernstlichen Willen auf- bringt man zur Entschuldigung vor, die Tele­
bringen werden, über die bestehenden Gegen- phon- und Fernschreibverbindungen der Gen­
sätze hinweg, die ja nicht in dieser Materie darmerie wären gerade ausgefallen gewesen. 
allein bestehen, eine Lücke in unserer Ver- Ein trauriges Eingeständnis der Unzuläng­
fassung durch ein entsprechendes Gesetz zu lichkeit, das man mit solchen billigen Ent­
schließen. Wie weit wir allerdings noch davon schuldigungen zu rechtfertigen versucht! 
entfernt sind, kann man daraus entnehmen, 
daß ernstliche Ansätze , den Dreiparteien­
antrag über die Einführung des amtlichen 
Stimmzettels bei Volksabstimmungen weiter 
zu behandeln, bis heute nicht gemacht worden 
sind. 

Ich komme nun auf ein anderes Thema zu 
sprechen, das auch seit Jahren dazu angetan 
ist, die Arbeit des Innenministeriums einer 
kritischen Betrachtung zu unterziehen. Es 
handelt sich um die Aufrechterhaltung der 
Sicherheit im Inneren und an den Grenzen 
unseres Staates. Ein paar Verhaftungen durch 
aufmerksame Sicherheitsorgane haben uns 
wiederum gezeigt, daß trotz aller gegenteiliger 
Versicherungen unsere Heimat Österreich ein 
Land mit offenen Grenzen ist und man nach 
Belieben hinein- und herausspazieren kann. 
Menschen verschwinden spurlos, die Zeichen 

Der Grenzzwischenfall von Sankt Marga­
rethen war seinerzeit Anlaß zu dieser vorer­
wähnten Stellungnahme des Herrn Innen­
ministers, und im Zusammenhang damit hieß 
es, es sei nicht gut, wenn derartige Fälle allzu 
stark aufgebauscht und nramatisiert ,,,erden 
- so ungefähr wie früher einmal: Ruhe ist 
des Bürgers erste Pflicht! Und heute, und 
jetzt? Jetzt stehen wir, soweit wir dies der 
Presse entnehmen können - und die Informa­
tionsquelle des Abgeordneten in diesem Staate 
ist die Presse, denn andere Informations­
möglichkeiten ,verclen uns ja beispielsweise 
konsequent vorenthalten (Staat88ekretär 
Dr. K r anzlmayr: Die Frage8tunde!), das 
Radio habe ich vergessen -, vor der Tatsache, 
daß , wahrscheinlich aus einer Vielzahl von 
Agenten, durch die Aufmerksamkeit einiger 
braver Exekutivorgane, nicht durch die Tätig-
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keit höherer Organe, em paar Spione aufge­
griffen worden sind. Damit aber weiterhin 
ja nichts passieren kann, hängt man diese Vor­
fälle gleich an die große Glocke, deckt ver­
mutliche Zusammenhänge auf und warnt 
über Presse und Rundfunk andere Beteiligte 
und womöglich die Auftraggeber: Paßt auf, 
wir haben den und den erwischt, seht euch 
vor! Es fehlt zu diesen traurigen Maßnahmen 
nur die Überschrift: Der kleine Moritz und 
die Abwehr von Agenten. So, mit diesen 
Methoden der Verfolgung von Spionen und 
Agenten, wird nlan diesen Dingen nicht bei­
kommen können. Da muß man sich schon 
etwa:s anderes und etwas Besseres einfallen 
lasser. 

Dazu kommt noch eine ganze Reihe anderer 
Verbrechen, die sich auf unserem Staatsgebiet 
abgespielt haben und die Jahr für Jahr nicht 
aufgeklärt werden können. Der Herr Innen­
minister hat selbst zugegeben, daß innerhalb 
der letzten zehn Monate nicht weniger als 
3 Morde, 57 Fälle schwerer Körperverletzung 
und 92 von 331 Raubüberfällen nicht aufge­
klärt werden konnten. 

Dar Beamte der Exekutive, sei es der 
Gendarmerie oder der Polizei, steht an vor­
derster Front bei der Bekämpfung des Ver­
brechertums. Ihm wird niemand einen 
Vorwurf machen. Er war es noch immer 
gewohnt, ohne Schonung seiner eigenen Person 
seine Pflicht zu tun. Ihm kann man nicht die 
Schuld für die Führungsfehler zuschieben, 
die oben begangen werden. Es liegt am 
System, in dem ein Wandel geschaffen werden 
muß. 

Es gibt eine ganze Reihe von Vorschlägen 
zur Abänderung. Von der zentralen Mord­
kommisE'ion in Wien, von der einmal gesprochen 
worden ist, übel' die zentralen Sicherheitskom­
missionen bis zu der Variante von Sicherheits­
kommissionen in den einzelnen Bundeslälld'3rn, 
die den Sicherheitsdirektoren unterstehen sollen 
und mit gerichtlich�n ·  Sachverständigen, 
Polizei- und Gendarmeriebeamten und ent­
sprechenden Kriminalisten besetzt werden 
sollen. 

Aber das a,lles ist nach unserer Ansicht nur 
eine Angelegenheit des guten vVillens und ent­
sprechender sa,chlicher und kritischer Über­
legungen. Hier soll keineswegs einer neuen 
Verbürokmtisierung das Wort geredet werden. 
Hier empfehlen wir nur das Studium der 
Systeme anderer Staaten, hier empfehlen wir 
die Ausbildung geeigneter Kräfte, vom Sicher­
heitsdirektor bis hinunter zum letzten Be­
amten, den Einsatz modernster Mittel und 
- das möchte ich besonders betonen - die 
Ausschaltung jeglichen Proporzes nach dem 
Grundsatz, daß für diesen schweren und selbst-

losen Dienst, der nur allzu oft mit dem Einsatz 
des eigenen Lebens verbunden ist, die Besten 
gerade gut genug sein können. Ein Sicherheits­
apparat, der nicht mehr imstande ist, seiner 
Aufgabe zu genügen, nämlich die Sicherheit 
des Staates und seiner Staatsbürger zu garan­
tieren, bedarf der Überprüfung und Reorgani­
sation mit allen zur Verfügung stehenden 
Mitteln, und zwar von oben nach unten. 

Meine Damen und Herren ! Noch ein anderes 
Thema . .  Auch dieses ist eines von denen, die 
wir immer wieder anschneiden werden, solange 
sie ungelöst bleiben. Das ist die Frage des 
Minderheiten-FeststeUungsgesetzes, das auch in 
einem Ausschuß darauf wartet, aus seinem 
Dornröschenschlaf geweckt zu werden. An­
läßlich der Verabschiedung des Minderheiten­
Schulgesetzes für das BundeEland Kärnten am 
19. März 1959 wurde die Bundesregierung vom 
Nationalrat einstimmig aufgefordert, bis späte­
stens 30. Juni 1960 den Entwurf für ein Minder­
heiten-Ermittlungsgesetz vorzulegen. Eine 
solche Vorlage ist j edoch bis heute nicht 
erfolgt. Am 28. Jänner 1960 wurde überdies von 
der Fraktion der Freiheitlichen Abgeordneten 
dem Hohen Hause der Entwurf eines solchen 
Gesetzes vorgelegt. Sowohl dieser Entwurf als 
auch die einstimmig gefaßte Dreiparteien­
entschließung ist bis heute nicht behandelt 
worden. Wiederum ein Beispiel für die so oft 
angewandte Methode der Koalition, unange­
nehme Dinge, über die man sich nicht einigen 
kann, einfach liegenzu]assen. 

Nun liegen über die Volkszählung, die im 
März dieses Jahres stattgefunden hat, an­
scheinend schon Ergebnisse vor, denn ich 
entsinne mich beispielsweise ganz genau, wie 
anläßlich der oberösterreichischen Gemeinde­
rats- und Landtagswahlen authentische Zahlen 
in der Tagespresse erschienen. Solche Ergeb­
nisse sollen auch schon aus dem Burgenland 
vorhanden sein, nicht aber - und das ist das 
bemerkenswerte - aus dem Bundeslande 
Kärnten. Trotzdem soll nach jüngsten Mel­
dungen im Statistischen Zelltralamt an einer 
Kärntner Sprachenkarte gearbeitet werden, 
und dieser Arbeit sollen bereits die Ergebnisse 
der Volkszählung des Jahres 1961 zugrunde 
liegen. 

Das Entscheidende kommt aber nun. Wenn 
ich Ihnen dazu mitteilen darf, daß alle die­
jenigen in einer Summe gezählt und in der 
Sprachenkarte entsprechend ausgewertet 
werden sollen, die als Umgangssprache be­
ziehungsweise Familiensprache Deutsch an­
gegeben haben, und gleicherweise in einer 
anderen Gruppe alle jene, die etwas anderes 
als Deutsch, also zum Beispiel Deutsch und 
Slowenisch, Deutsch und Windisch, Windisch 
und schließlich Slowenisch als Sprache an-
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gegeben haben. Diese alle sollen unter dem I was er tun muß, wenn sich die Gefahr einer 
Sammelbegriff " Slowenisch" ausgewiesen wer- atomaren Verseuchung abzuzeichnen beginnt. 
den. Ohne daß ein solches Minderheiten- I Der Hinweis auf unsere österreichische Neutra­
Feststellungsgesetz vorliegt, wird auf amt- lität, dessen man sich so gern und so oft be­
liehe Anweisung hier der Versuch unter-' dient, verfängt hier nicht. Warum sorgen denn 
nommen, ein völlig verfälschtes Bild der die anderen neutralen Staaten wie die Schweiz 
tatsächlichen Situation .im Kärntner Raum und Schweden in einem so beachtlichen 
zu zeichnen. Denn wer ist hier berechtigt, Ausmaße vor ? Überall, in allen Staaten der 
die Anweisung herauszugeben, beispielsweise Welt wird geplant und gearbeitet: in Däne­
die windische Umgangssprache der Volks- mark, in Westdeutschland, in Frankreich, 
gruppe der Slowenen zuzurechnen? Wir Frei- in Italien, ja selbst in den überseeischen 
heitlichen wissen jetzt nur noch genauer, Staaten werden unter größten Aufwendungen 
warum wir schon seinerzeit dieses Minder- alle nur erdenklichen Vorkehrungen zum 
heiten-Feststellungsgesetz urgiert haben, denn Schutze der Zivilbevölkerung getroffen. Bei 
eR ist der Angelpunkt dieses Gesetzes, daß uns in Österreich unterhält man sich über 
es die einwandfreie Feststellung der Frage Kompetenzen oder vielleicht nicht einmal 
der Volkszugehörigkeit behandelt. darüber; hier sind die Sorgen der Koalition 

"Wenn also jetzt ohne jede gesetzliche Grund- wichtiger als alles andere, was in der Welt 
lage die Zusammensetzung der Kärntner Be- vorgeht. 
völkerung in einem völlig falschen Bild ge- Es ist doch selbstverstä�d�ich, .. daß in der 
zeichnet wird so wollen wir Freiheitlichen Frage des Schutzes der Zlvllbevolkerung so 
schon heute ;on dieser Stelle aus feststellen schnell wie möglich eine Regelung getroffen 
daß hier mit amtlichen Mitteln der Versuch werden muß, die den Notwendigkeiten ent­
unternommen werden soll, durch unrecht- spricht und allen Möglichkeiten Rechnung 
mäßige und durch da� Gesetz nicht gedeckte trägt. Das, was bisher geschehen ist, ist nichts 
Manipulationen die Zahl der Slowenen in oder fast nichts, denn die Budgetansätze der 
Kärnten künstlich zu erhöhen. Die Be- vergangenen Jahre und auch die für 1962 
antwOi·tung der Frage: Cui bono? kann ich sind doch nicht mehr als eine Augenaus­
in diesem Zusammenhang ruhig offenlassen. wischerei. Wie soll man denn den Betrag 
Gerade die Abänderungen, die sich bE'i der von 1000 S, der zum Beispiel im Budget des 
Volkszählung ergeben haben, nämlich bei Landwirtschaftsministeriums ausgeworfen ist, 
der Angabe über die Familien- und Umgangs- anders bezeichnen 1 Anscheinend hat man sich 
sprache, machen die endgültige Ermittlung geschämt, den sonst üblichen Erinnerungs­
der Minderheit notwendig; dies umsomehr, wert von 1 S in diese Bilanz einzusetzen. 
als sich seither ergangene Gesetze an mehreren Wenn wir hören, daß für 1959 4,75 Millionen 
Stellen auf das Minderheiten-Feststellungs- Schilling, für 1960 5 Millionen und für 1961 
gesetz beziehen. 45,8 Millionen zur Verfügung gestellt waren, 

Meine Damen und Herren ! Auch wenn beziehungsweise sind, so könnte man beinahe 
ich vorhin Gelegenheit hatte, die Methoden meinen, daß doch ein "wenig guter Wille 
der beiden Koalitionspartner in bezug auf vorhanden war. Leider ist dem nicht so. 
Verfassungsfragen einer berechtigten Kritik Wir Freiheitlichen haben begründete Ver­
zu unterziehen, so kann das nicht ausschließen, anlassung, darauf hinzuweisen, daß es mit 
daß ich mich nunmehr m.it einem Anliegen der Bereitstellung solcher Mittel in einem Bud­
del' gesamten österreichjschen Bevölkerung get allein nicht getan ist, wenn diese Mittel 
befassen muß , für das in unserer Bundes- dann z"weckentfremdet verwendet werden. 
verfassung nicht vorgesorgt wurde. Es geht I Nicht für den Zivilschutz, sondern für ganz 
nämlich um die Frage des Zivilschutzes, um andere Bedürfnisse, die damit gar nichts 
die Abgrenzung der Kompetenzen der damit zu tun haben, wurden die Budgetmittel des 
befaßten Ministerien und um die Verankerung Jahres 1961 zum größten Teil verwendet. 
in der Verfassung. Niemand anderer als der Wir Freiheitlichen müssen dagegen protestie­
Herr Innenminister hat ja bereits - aller- ren, daß von den Mitteln, die für den Zivil­
dings zu seiner Entschuldigung - festgestellt, schutz vorgesehen waren, 2,3 Millionen schon 
daß die mangelnde Aktivität auf diesem Sektor unter dem Finanzminister Dr. Heilingsetzer 
einzig und allein darauf zurückzuführen ist, einer anderen Verwendung zugeführt worden 
daß Kompetenzdifferenzen einerseits und an- sind. Wir müssen ferner dagegen protestieren, 
geblicher Geldmangel andererseits dazu ge- daß Finanzminister Dr. Klaus weitere 8,6 Mil­
führt haben, daß bisher so gut wie nichts lianen für sein finanzielles Konsolidierungs­
geschah. Und weil von oben her nichts ge- programm benötigte, von denen das Innen­
schehen ist, weil man sich in Schweigen ministerium 3,5 Millionen, das Handelsmini­
hü.llt und nicht einmal sagt, daß etwas ge- sterium 2,5 Millionen und das Sozialmini­
schehen muß, weiß der Staatsbürger nicht, i sterium 2 Millionen einbüßten. Zur Deckung 
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des finanziellen Erfordernisses für die Bundes­
beamten wurden dem Zivilschutz weitere 
11 Millionen entzogen. Der Rest von 23,9 Mil­
lionen verteilt sich auf verschiedene Ressorts 
und für 1962 sind überhaupt nur 15 Millione� 
Schilling präliminiert. Praktisch entfällt aber 
auf das Ressort des Innenministeriums der 
Erinnerungswert von 1000 S, während die 
Gesamtaufwendungen bei Kapitel 18 Titel 22 
mit dem vorhin erwähnten Betrag von 15 Mil­
lionen Schilling aufscheinen: alles in allem 
eine echt österreichische Lösung, deren Leit­
gedanke wohl der war: Es wird schon nichts 
passieren! 

Meine Damen und Herren! Dafür aber 
hat die Bevölkerung wirklich kein Verständ­
nis, wenn so verfahren wird. Sagen Sie nun 
nicht wieder: Ihr Freiheitlichen habt es 
leicht, ihr fordert zusätzliche Mittel, dabei 
wißt ihr ganz genau, daß kein Schilling er­
ü brigt werden kann! 

Gewiß ist der Österreicher ein Meister im 

die nordischen Staaten sind führend in der 
Vorsorge. 

Lassen Sie mich nur das Beispiel der Stadt 
Zürich zitieren. Die Stadt Zürich ist in 5 Ab­
schnitte, 21 Sektoren, 118 Quartiere, 
1100 Blöcke und 8500 Hauswehren einge­
teilt. Von 440.000 Einwohnern sind 120.000 
für den zivilen Luftschutz verpflichtet. Und 
hier bei uns � Man erschöpft sich in Debatten 
über Zuständigkeiten, man redet - und was 
geschieht � Nichts! 

So wie wir aber diese mangelnde Vorsorge 
der Bundesregierung auf diesem Sektor kriti· 
sieren, so üben wir gleichermaßen Kritik 
auf anderen Gebieten, am mangelnden Energie­
plan, an der Entwicklungshilfe, an der Investi­
tionspolitik, am Fehlen eines Assoziierungs­
plans, an der mangelhaften Zusammenarbeit 
überhaupt. Es fehlt eben ein einheitliches 
Konzept, ausgerichtet auf die Bedürfnisse 
und Notwendigkeiten. Der Proporz, das Partei­
interesse, die kleinlichen Zänkereien der Koali-
tion, sie stehen im Vordergrund. 

Improvi sieren, aber gegen den Strahlentod 
und die atomare Verseuchung gibt es leider Wie hat man sich denn zu den russischen 
kein Improvisieren! Beim Schutz der Zivil- Kernwaffenversuchen eingestellt? Was ist 
bevölkerung geht es in erster Linie um eine geschehen , um die österreichische Zivilbevöl­

umfassende Aufklärungsarbeit, aber damit kerung vor den Auswirkungen dieser Versuche 

verbunden muß die Ausbildung und Schulung zu schützen? Ist denn hier Geheimnistuerei 
von Tausenden von Helfern sein. Hier geht am Platz? Genügt es, wenn von der Atom­
es um eine minutiöse Kleinarbeit, die von wolke in den Zeitungen geschrieben wird, 

Behörden, von den Schulen und von den die die Erde umkreist, oder ist es nicht viel­
freiwilligen Helfern geleistet werden muß. mehr notwendig, gerade im Hinblick auf 
Es muß mit der Auf klärung der Bevölkerung die erfolgten Versuche und angesichts der 
begonnen werden. In der Schule muß sich Tatsache, daß 'wiederum keine Einigung über 
dies fortsetzen, im Elternhaus, im Betrieb die Beendigung dieser Versuche zwischen 
. 

d 0··.Cl" I N ' den Atommächten erzielt werden konnte. nun In er Hent ichkeit. eben der Feuerwehr . 
und dem Roten Kreuz muß ein Selbstschutz endlich Taten zu setzen? 
auf die Füße gesteHt werden. Die Zusammen- Herr Chruschtschow hat seine Pauken­
arbeit zwischen der Exekutive, dem Bundes- schläge gesetzt, er hat nicht nur in Megatonnen 
heer und dem Roten Kreuz muß organisiert gedacht, er hat sie gezündet, und die ganze 
werden, ja das letzte Haus muß in diesen Orga- nördliche Halbkugel ist den Nacln1lirkungen 
nisationsplan einbezogen werden. Tausende dieser Experimente ausgesetzt. Nicht nur 
von Ärzten und Veterinären müssen geschult gestern und heute, noch Jahre hinaus stehen 
und auf dem laufenden gehalten werden. \vir, wenn man den Wissenschaftlern Glauben 
Es muß Vorsorge für Schutzbauten getroffen schenken darf, unter der Drohung atomarer 
werden. Atomsichere Luftschutzbunker müs- Verseuchung. Kann uns das g]pjC'hgültig 
sen geplant und errichtet werden. Die Bau- lassen,? 
ordnungen in den einzelnen Ländern und Ge- Gefahren sind das, die nicht. nur die jetzt 
meinden müssen ergänzt und die Verpflich- lebende Generation, sondern im ve-ri'ltärkten 
tung für ein Mindestmaß des baulichen Selbst- Maße die mwh uns Kommenden, die Unge­
schutzes in privaten Bauten muß statuiert borenen bedrohen werden. Lassen Sie mich eine 
werden, ja man muß sich Gedanken über grauenhafte Darstellung zitieren von der japa­
vielleicht notwendige Evakuienmgen machen. nischen Schriftstellerin Michi Otto übel' den 
Die Vielfalt der Aufgaben, die sich uns hier Besuch eines Hospitals, in dem 441 Atom­
stellt, ist so groß, daß meine Aufzählung geschädigte behandelt werden. Lassen Sie 
keineswegs erschöpfend sein kann. Allein die mich diesen kurzen Ausschnitt zitieren: 
Sowjetunion hat in den letzten Jahren, glaub- " . . . ein Kind, neun Jahre alt,. Die Mutter 
lieh, mit einem Aufwand von 100 Milliarden 

I 
erlebte Hiroshima damals, das Kind erlebt 

Schilling Atomluftschutzbunker errichtet. Die es jetzt. Die Mutter, der Vater - beide 
Schweiz verfügt über strahlungs sichere Bunker, scheinen gesund. Das Kind zeigt alle Ge-
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brechen. Zwei metallene Röhren stoßen aus waffenversuche. Spezialisten des Wetterdien­
dem nasenlosen Gesicht in den weißen Raum stes, physikalische Forschungsstellen, che­
- Nasenersatz. Der Mund, ein lippenloses mische, geologische und bakterielle Unter­
Loch, hat keine Zähne. Eine Augenhöhle suchullgsstellen der Gesundheitsämter, der 
ist leer, die Finger der linken Hand gleichen Wasserversorgungsanstalten, und Physiker des 
Krallen eines Lufträllbers, der zum Fallgsturz bayrischell Atomkraftwerkes arbeiten dort 
ansetzt. .., Der Körper, oben eingefallen, SChOll seit Wochen zusammen. 17 Entnahme­
unten unförmig verdickt, ist wie eine Ull- stellen für Wasser- und Erdproben, deren 
geformte Schlammasse. Die Haut zeigt das Ergebnisse täglich mit }'ernschreibern an 
Grau des Regenhimmels, und die Laute, eine Zentrale nach Münchon gemeldet werden, 
die dieser junge Mensch ausstößt, klingen 27 weitere Meßstellen kontrollieren zweimal 
wie Schreie der schwarzen Todesvögel. Und im Monat und melden in gleicher Weise. 
das, was hier vor mir liegt, wird Mensch Hier handelt es sich in erster Linie um Maß­
genannt. Ich sah es und erbrach!" nahmen, die wäg- und meßbaren Ergebnisse 

Meine Damen und Herren! Das sind apo- dieser Beobachtungen auszuwerten und daraus 
kalyptische Visionen, die sich hier vor uns die entsprechenden Folgerungen zu ziehen; 
auftun. Das sind nun Fragen, mit denen wir vorausschauende Maßnahmen, deren Erkennt­
uns beschäftiO'ell müssen, ob wir �\Vollen oder nisse dazu dienen sollen, die zu setzenden 
nicht. 

0 � I Schritte zu bestimmen. 
Wir haben in den letzten Tagen so viel Niemand wird doch bestreiten können, 

gesprochen, es sind ernste und berherzigens- daß das, was für Bayern, ja für die ganze 
werte Ausführungen in diesem Hohen Hause nördliche Halbkugel gilt, auch für Österreich 
gemacht worden über soziale Fragen, Probleme Gültigkeit hat! Was nützt uns die Tatsache, 
der Familienpolitik, über Dinge, die uns aUe daß das Innenministerium mitteilt, daß bereits 
angehen. Alle diese Dinge, die unser Leben ein interministerieller Plannngsstab gebildet 
ausfüllen, nach denen wir streben und für worden sei, der setne Tätigkeit in 21 Arbeits­
die wir als Volksvertreter vorsorgen müssen, kreisen abwickle. 
können aber mit einem einzigen Schlag ver­
loren und vertan sein, wenn wir die Hände 
in den Schoß legen und nur zuschauen, was 
sich rund um uns abspielt. 

So weit müßte man doch wenigstens sein, 
fla.ß man den Menschen mit den primitivsten 
Gedanken, die beachtet werden müssen, ver­
traut machen könnte. Man muß doch heute 

Meine Damen und Herren! Die Bevölkerung schon wissen, worauf es ankommt und was 
wartet darauf, daß etwa.s geschieh�, sie e�- I zu tun ist, wenn die Verseuchung der Atmo­
wartet, daß l�ehr geschIeht als �nsher, Sie 

I 
sphäre

. 
einen solchen Grad erreichen sollte, 

wartet auf em
. 

K�nzept, und em solches daß etwa Gefahren für die Gesundheit ge­
Konzept muß SICh uber Jahre erstrecken. geben sind. Der Mensch will doch wissen, 

Die Bevölkerung ist ratlos und aufgeschreckt, unter welchen Voraussetzungen er dann bei­
nicht durch unsere Schuld, das besorgen spielsweise noch das Trinkwasser genießen 
andere, das besorgen Mächte, denen am kann, wie Feldfrüchte zu behandeln sind, 
Schicksal des Menschengeschlechtes nicht.s ge- wie man seine Kleidung reinigt und welche 
legen zu sein scheint, die einzig und allein anderen Vorsorgen getroffen werden müssen. 
ihren Machthedürfnissen und ihrem Macht- Er will wissen, wie er sich bevorraten soll, 
streben Millionen von Menschenleben zu 

I 
er muß wissen, was von Amts wegen geschieht, 

opfern bereit sind. Wenn hier nichts geschieht, was geplant ist und was geplant wird. 
wenn �an abwartet, so er�eicht man d�s I Zu dieser, sagen wir, privaten Sphäre 
Geg.en�el� 

,
dessen, was n�an sl?h erhofft. "�lr kommen aber die Aufgaben der Gemeinschaft 

FrelheithrIlen wollen hIer mcht der Pamk gegenüber, nämlich die Mitarbeit am zivilen Vorschub leisten, aber es gehört zu unseren Selbstsohutz neben den schon bestehenden 
Aufgaben, an den unzulänglichen Vorberei- Einrichtungen.. Die Lagerhaltullg an Lebens­
lungen der Bundesregierung Kritik zu ü.ben. mitteln muß gleichzeitig Aufgabe der Familie, 

Wenn Wlt' rundum schauen, was sich jen- des Handels und der Industrie sein; eine 
seits unserer Grenzen abspielt, so müssen staatliche Einflußnahme ist dabei unerläßlich . 
wir mit Bedauern feststellen, daß eben ander- Hier sind nicht Millionen, ich möchte sagen, 
wärts wesentlich mehr getan wird als bei hier sind Milliarden notwendig. In den west­
uns. Die Sch�weiz und die westdeutsche Bundes- lichen Ländern hat man beispielsweise be­
republik werden ab dem kommenden Jahr schlossen, Treibstoffvorräte für den zivilen 
gesetzliche Y orsorgen getroffen haben. In und militärischen Bedarf für 30 Tage ein­
Bayern ist das Innenministerium sehr fleißig zulagern. Das gesteckte Ziel hat man erreicht, 
gewesen. Allein 54 Meßstellen arbeiten dort und man steuert nun auf eine Bevorratung 
und beobachten die Ergebnisse der Kern- von 90 Tagen zu, nur ein Beispiel, aber sicher-

269 
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Dr. Kos 
lieh ein sehr lehrreiches, denn was für den I 

Wir werden sie daher auch in Zukunft gegen 
Osten und für den Westen gilt, das gilt doch jeden Angreifer mit allen Kräften verteidigen. 
auch für uns. 

D· · G l" b . D k t' hl' ß 
Es kann und soll nicht unsere Aufgabe 

sein, uns mit den zum Teil widersprechenden 
Aussagen der Wissenschaft über die Möglich­
keit und die Auswirkung der atomaren Ver­
seuchung auseinanderzusetzen. Hier steht 
nur allzuoft Meinung gegen Meinung. Die 
einen sagen, gegen die atomare Verseuchung 
gibt es keinerlei Schutz, und auch nicht gegen 
die nachwirkenden Folgen. Andere meinen, 
daß ein Schutz dagegen sehr wohl möglich sei. 
Uns darf es nicht darauf ankommen, nur 
zu fragen, wo die Wahrheit liegt. Wer weiß 
die ganze Wahrheit 1 

Es ist aber eine verbindliche und verant­
wortliche Aufgabe für ' die Bundesregierung, 
das Menschenmögliche zu tun, um unsere 
brave, arbeitssame und - wir Freiheitlichen 
müssen wohl hinzufügen - geduldige Be­
völkerung vor allen Eventualitäten zu schüt­
zen. Was nützt unser Bundesheer, was nützt 
uns die ganze Sozialgesetzgebung, was nützen 
alle Philosophien und Mora.llehren, wenn der 
Atomtod seine unsichtbaren Boten aussendet ? 
Was nützt dann der beste Wille und alle 
Entschlossenheit, wenn es zu spät geworden 
ist � 

leses e 0 111S zur emo ra le sc le t 
aber gleichzeitig die Verpflichtung ein, über 
ihre Unantastbarkeit im Innern zu wachen 
und jeglichen Strömungen und Versuchen, 
da und dort von den demokratischen Rechten 
des Volkes und seinen politischen Willens­
bildnern, den Parteien, etwas abzubrechen, 
energisch entgegenzutreten. Eine solche Hal­
tung gegenüber Gefahren für die demokratische 
Ordnung und gegenüber jenen, die sie stören 
- was zweifellos ihre Absicht ist -, �ider­
spricht nicht dem Gebot der Meinungs- und 
Gesinnungsfreiheit für alle Bürger dieser Repu­
blik. Kräfte und Elemente, die wir weder 
überschätzen wollen noch unterschätzen dür­
fen, unter wühlen die demokratische Ordnung 
letztlich mit dem Ziel : die Freiheitsrechte, die 
sie heute genießen, zu vernichten. Sie ver­
wenden oft die Tarnung als ein Hilfsmittel 
des Kampfes gegen die Demokratie. Es ist also 
eine Pflicht der Demokratie, sich zu wehren, wo 
ihre Rechtsstaatlichkeit und ihre republika­
nische Verfassung auf dem Spiele stehen. 
Wir wollen weder dramatisieren, aber auch 
nicht verniedlichen. 

Hohes Haus ! Welche Erscheinungen im 
innenpolitischen Leben unseres Staates sind 

So richtet sich die Anklage der Freiheit- es, die auf kürzere oder längere Sicht die 
lichen gegen die Bundesregierung, hier un- Gefahr in sich bergen, durch eine falsch 
wiederbringliehe Stunden versäumt zu haben, verstandene oder auch mißbrauchte Freiheit 
die lebenswichtigen Interessen der Bevöl- der Demokratie zu schaden � Ich verweise 
kerung vernachlässigt zu haben, alles in allem, - ich muß leider darauf verweisen - auf 
den Aufgaben der Stunde nicht gewachsen den Schreibstil eines Teiles unserer Presse, 
zu sein. Das allein ist Grund genug, wegen die oft im flatternden Mantel der sogenannten 
der mangelnden Vorsorge für den Zivllschutz Unabhängigkeit nichts unversucht läßt, den 
dem Budget unsere Zustimmung zu versagen. Staat, seine Einrichtungen und die poEtischen 
(Beifall bei der F PÖ.) Parteien zu beschmutzen, herabzuwürdigen � und . läcllerlich zu nlachen. Die Spann\veite 

Präsident : Als nächster Redner kommt zum dieser Presse reicht leider von sehr weit Wort der Herr Abgeordnete Probst. Ich rechts bis sehr weit links, vom Osten bis erteile ihm das Wort. zum Westen. 
Abgeordneter Probst: Hohes Haus ! Eines Eine Salzburger Zeitung schrieb im Juli 

der fundamentalen Rechte in der Demokratie, dieses Jahres über die innenpolitische Situation 
j a  ihr grundlegender Wesenszug überhaupt in Österreich - ich zitiere - :  "Die Ideologien 
ist die Meinungs- und Gewissensfrei�eit für wurden abgebaut, aber was wurde aufgebaut ? 
alle Mitglieder eines demokratisch regierten Die Demokratie als politische Börse, als 
Gemeinwesens. In unserem Programm vom Ttulsch- und Handelsplatz der Egoismen ein­
Jahre 1958 heißt es demgemäß : zelner und bestimmter pressure-groups ! "  Zum 

"Die Demokratie ist der politische Boden, ÜberfluB standen diese Zeilen in einem Artikel ,  
auf dem allein die freie Entwicklung der der - nach einem Hinweis - ausdrücklich 
menschlichen Persönlichkeit möglich ist. Sie an die Jugend gerichtet war. Der Titel lautete : 
muß dem Staatsbürger die freie Wahl zwischen "Im Warteraum der Demokratie" .  
verschiedenen gleichberechtigten Parteien ge- Hohes Haus ! Solche Schreib- und Rede-
statten."  wendungen sind auch gefährlich. Dieses Bei-

Wir Sozialisten bekennen uns uneinge- spiel unabhängiger Wühlmäuse im Keller 
schränkt zur Demokratie. Wir waren immer unserer Demokratie ist kennzeichnend für 
Verteidiger, niemals Beseitiger der Demokratie. vieles in Österreich. 
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Leider lassen sich auch hochgestellte Funk­
tionäre des öffentlichen Lebens hinreißen, 
den demokratisoheli Kräften schlechte Dienste 
zu erweisen. Ich bitte zu entschuldigen und 
vielleicht auch zu verstehen, daß ich den 
Herrn Unterrichtsminister direkt nenne, der 
auf einer Konferenz der ÖVP-Frauenorganisa­
tion nach nicht dementierten Zeitungsmeldun­
gen folgendes gesagt hat : "Der Sozialismus 
ist heute geistig überholt und gleicht einer 
halb aufgezogenen Uhr in der Westentasche 
eines Leichnam:s. Sie geht noch, aber nicht 
mehr lange. " So der Herr Unterrichtsminister , 
der nach seiner Funktion der höchstgestellte 
Jugenderzieher in Österreich sein soll, der 
aber vergißt, daß dieser demokratische Sozialis­
mus in Österreich immerhin 45 Prozent der 
österreichischen Wählerschaft besitzt. 

Der Herr Unterrichts minister vergißt, daß 
beispielsweise die katholische "Kleine Zeitung" 
aus Graz am 1 .  November dieses Jahres 
über den Sozialistenkongreß in Rom folgendes 
geschrieben hat : "Durch ihr mutiges Be­
kenntnis für die fundamentalen Thesen der 
Freiheit haben sich die in Rom versammelten 
Sozialisten aus 45 Ländern zweifellos ein 
großes Verdienst erworben, für da8 die Völker 
der freien Welt alle Ursache haben dankbar 
zu sein. "  So die katholische Zeitung. Ich 
füge hinzu, daß sich dies alle jene hinter die 
Ohren schreiben sollen, die bei Wahlen noch 
immer gerne mit der "roten Katze" hausieren 
gehen. 

Der Herr Unterrichtsminister hat das leider 
alles sehr ernst gemeint, denn ich kann nicht 
annehmen, daß er den ÖVP-Frauenfunktio­
närinnen nur einen unappetitlichen Scherz 
servieren wollte. Was würden Sie sagen, 
wenn ich etwa auf Parteikonferenzen öffentlich 
erklären würde : "Der Konservatismus der 
ÖVP ist ein Haufen Schutt aus der Vergangen­
heit, den wegzuräumen die Müllabfuhr der 
Geschichte vergessen hat", oder so ähnlich � 

Ich gebe offen zu, Hohes Haus, daß in 
der Hitze des politischen Gefechtes manches 
gesagt wird, was man später nicht gesagt 
haben will. Aber die Bevölkerung würde uns 
fragen : Was ist das für eine Koalition � Wir 
würden die Gegner der gegenwärtigen Koali­
tion noch mehr ermuntern, die Parteien 
verächtlich zu machen und damit die- Träger 
der parlamentarischen Demokratie. Die Er­
fahrung zeigt, daß steter Tropfen den Stein 
höhlt. Es gibt immer wieder Leute, bei denen 
derlei Gift einsickert und dann Reaktionen 
auslöst, die in ihrer Wirkung nicht abzusehen 
sind. 

Auch die jüngsten Äußerungen des Herrn 
Landeshauptmannes Krainer von vergangener 
Woche, von denen wir heute in einer Zeitung 

lesen konnten, über die österreichische Politik 
und die Koalition geben zu Besorgnis Anlaß. 
(Abg. J. Wallner, Graz : Krainer t·st schon ein 
echter Demokrat !) 

Wir wissen alle, daß heute im Volke wieder 
die Ansicht kursiert : So hat es auch einmal ­
angefangen durch Hitler, die Nazis und andere 
Faschisten, und am Ende hatten sie die 
Macht, die Welt in Krieg und Chaos zu 
stürzen. 

Dieses Haus selbst, meine Damen und 
Herren, in dem wir arbeiten, wurde zu einem 
Symbol des Unverstandes gegenüber der Ver­
gangenheit. Denn die Rowdies, die in der 
N acht auf Dienstag vergangener Woche aus 
einem vor beifahrenden Auto ihre Pistolen 
gegen das Hohe Haus abfeuerten, knallten 
bewußt auf dieses Ziel. Hitler und andere 
hatten ja das Parlament als Quatsehbude 
bezeichnet. Zwar wurde das Parlament be­
schossen, aber die Abgeordneten sollten ge­
troffen sein. Man schießt also wieder scharf. 

Wir müssen einen solchen Angriff auf die 
parlamentarische Demokratie um so wichtiger 
nehmen, als bereits einmal ein symbolhafter 
Anschlag, damals auf das Denkmal der 
Republik, verübt wurde. Dergleichen dürfen 
wir heute einfach nicht mehr als Lausbuben­
stücke oder als Besoffenen-Geschichten abtun, 
umso weniger, als sich in den letzten W oehen 
und Monaten die gewaltsamen Demon­
strationen gegen unser demokratisches Staats­
wesen besorgniserregend häufen. 

Einige Elemente sind frech genug geworden, 
auf der Wiener Ringstraße N azilieder zu 
grölen, wie es kürzlich der Fall war. Wer 
erinnert sich nicht mit Schaudern an die 
sogenannte Schiller-Feier, wo es zu wüsten 
antisemitischen Ausfällen kam 1 Phantome, 
Hohes Haus, sind das gewiß keine mehr, wie 
gewisse Zeitungen Österreichs zu schreiben 
belieben. 

Es handelt sich bei diesen Unentwegtell oft 
um Studenten. Bei einer Hausdurchsuchung, 
die einer Verhaftung folgte, wurde Material 
gefunden, das bewies, daß nicht einzelne 
Krawallierer gefunden und gefaßt worden 
sind, sondern daß die Polizei ein ganzes 
Wespennest angestochen hat : eine Burschen­
schaft namens "Olympia". Bei einem Mann 
namens Herbert Fritz - die Kollegen von 
der FPÖ werden es mir verzeihen, wenn i ch 
das hier anführe -, der auch Nazilieder 
grölte, wurde bedenklicherweise eine Ein­
ladung gefunden, wonach ihn die Landes­
parteileitung Wien der Freiheitlichen Partei 
Österreichs zu einer Besprechung eingeladen 
hat, die am Tage nach seiner Verhaftung 
hätte stattfinden sollen. Das ist sehr bedauer­
lieh ! Derselbe Mann war auch bei jener Kund-

83. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 11 von 31

www.parlament.gv.at



3552 Nationalrat IX. GP. - 83. Sitzung - 4. Dezember 1961 

Probst 

gebung im Juni in Innsbruck, die von der 
Hochschülerschaft an der Universität in 1nns­
bruck angeblich für Forderungen für Kunst 
und Wissenschaft durchgeführt wurde und 
die sich zu einer wüsten Demonstration gegen 
die Sozialisten und gegen unseren Partei­
vorsitzenden entwickelte. Mitgeführte Trans­
parente, ausgerufene Parolen lauteten etwa 
- sehr populär - so : "Pittermann wohin � -
In die Wurstmaschin' ! " , " Pittermann in den 
Seziersaal ! "  und dergleichen mehr. Diese Liste 
der Parolen ließe sich seiten weise fortsetzen. 

Diese Burschenschaft "Olympia" entpuppt 
sich, je mehr hineingeleuchtet wird, in zu­
nehmendem Maß als Sammelbecken militanter 
Neonazis. Und wes Geistes Kinder ihre 100 bis 
1 20 Mitglieder sind, ist daraus zu ersehen, daß 
die "Olympia" dem sogenannten "Kreis Deut­
scher Burschenschafter" angehörte, in dem 
schon in der Vergangenheit der teutonistische 
Ungeist lebte, aus dem Hitler und seine Nazi 
propagandistisches Kapital schlugen. 

Hohes Haus ! Jeder aufrechte, studierende 
junge Mann in Östeneich, aber auch jeder 
österreichische Staatsbürger soll und muß den 
Trennungsstrich solchen und ähnlichen Kreisen 
gegenüber ziehen. Carl Zuckmayer sagt in 
seinem jüngsten Burgtheaterstück " Die Uhr 
schlägt eins" : "Es ist nicht vorüber, es ist 
noch da !" Er meint den Naziungeist. Die 
Grenzen verschwimmen. Der alte Nazismus 
mischt sich bereits mit dem neuen. Es ist 
zuwenig, nur passiv dagegen zu sein. Ich möchte 
feststellen : Er ist noch nicht vorüber, und er 
ist wieder da ! Wieder kann ich die " Kleine 
Zeitung" aus Graz zitieren, die es im J�nner 
dieses Jahres nach den Hochschulwahlen be­
klagte, daß die Burschenschaft und CVer in 
Zivil Schulter an Schulter handgreiflich gegen 
sozialistische Studenten vorgingen. Die "Kleine 
Zeitung" bedauert diese Art der Annäherung, 
die leider nicht auf der Front der geistigen 
Konflikte zustandekam, sondern im rein Äußer­
lichen. 

Die Angehörigen diesel' Burschenschaft 
" Olympia" übten sich nicht nur im Absingen 
von Naziliedern, sondern es hat, wie die 
polizeiliche Untersuchung bereits ergab, eine 
Reihe von "Olympia" -Studenten auch 
Sprengstoffe weitergegeben. Es liegt der Schluß 
nahe, daß diese Leute sowohl in die Sprengung 
des Andreas Hofer-Denkmals in Innsbruck als 
auch in andere Terrorakte im Zusammenhang 
mit der Südtirol-Frage verwickelt sind. Das 
nämlich ist das Charakteristische an diesen 
neuen Faschisten : Ihre Argumente bestehen 
nicht auf der Front der geistigen Konflikte, 
sondern in Schießereien und Dynamit. Wir 
haben schon einmal erlebt, wohin diese Art 
der Argumentation führt . 

Hohes Haus ! Wir s?zialistischen Abgeord­
neten unterstützen daher den Justizminister 
bei seiner Bemühung, rasch eine Strafgesetz­
novelle beschließen zu lassen, wonach unter 
Strafdrohung gestellt werden sollen : Angriffe 
auf die Unabhängigkeit und Sicherheit Öster­
reichs, Verunglimpfung der Republik und ihrer 
Symbole, Verhetzung zu feindseligen Hand­
lungen, Haß gegen religiöse oder rassische 
Volksgruppen, militärischer Nachrichtendienst 
für einen fremden Staat sowie Werkspionage. 

Wir wünschen auch die rasche Verabschie­
dung einer Vereinsgesetznovelle, durch die 
jede Wiederneugründung verbotener Vereine 
unter einem anderen Namen verhindert werden 
soll. Wir würden auch wünschen, daß die 
Staatsanwaltschaften im Rahmen der Ver­
fassung und der Unabhängigkeit der Gerichte 
Weisungen erhalten und Weisungen einhalten, 
damit solche Elemente ihrer Bestrafung zu­
geführt werden. 

Hohes Haus ! Aber wie konnte es nur 
eineinhalb Jahrzehnte nach dem Untergang 
der größten Barbarei in der Geschichte der 
Menschen doch wieder so weit kommen, daß 
der Naziungeist durch die Köpfe junger Leute 
spukt, daß Menschen um die 20 herum, die 
selbst den Nazismus kaum bewußt erlebten, 
sich heute gebärden wie die schlimmsten 
SS-Fanatiker ? Sie schaden bewußt und un­
bewußt dem Ansehen Österreichs im Auslande. 
Denn leider kanll man auch Verbindungen 
über die Grenzen unseres Staates hinaus ver­
folgen. 

Auch die neonazistischen Schänder des 
jüdischen Friedhofes in Innsbruck besitzen 
eine Geisteshaltung, die sowohl für den Cha­
rakter al!:; auch für ihre moralischen Qualitäten 
ein böses Zeugnis ablegt. 

Aber noch ein offenes Wort : Auch bei 
manchen älteren Menschen scheint noch keine 
Umwertung eingetreten zu sein. Es liegt mir 
fern, an der Einrichtung unserer Schwur­
gerichte Kritik zu üben. Ich meine nur, die 
Geschwornen sollten nicht UI'teile fällen, die 
von der Mehrheit der Bevölkerung nicht ver­
standen werden. Das trifft auf ein Urteil zu, 
das ein Gesch wornengericht gegen einen ehe­
maligen SD-Mann fällte, der der Mitschuld 
an der Ermordnung von lOO Juden angeklagt 
war. Ich gebe zu : Die Gewissensfrage war 
sicher für alle sehr schwierig. Aber bezeich­
nenderweise ereignete sich außerhalb des Ge­
richtssaales ein Zwischenfall, der wie ein 
Blitzlicht die Situation erhellte, in der sich diese 
blutig-schaurige Vergangenheit mit der Rechts­
suche der Gegenwart vermengte. Es zeigt 
sich, daß es der Demokratie nicht ganz gelungen 
ist, dem Nazismus die Lebensader abzuschnei­
den, sondern daß einst verkapselte Reste nun 
wieder frische Keime treiben. 
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Doch wir wollen feststellen : Eine unvoll­
ständige Demokratie ist noch immer besser als 
eine vollständige Diktatur. Die Demokratie 
muß Parteien anerkennen, wenn diese bereit 
sind, sich zur Demokratie zu bekennen. Miß­
trauen ist aber eine demokratische Tugend, 
so glaube ich ; das kann sich wieder zuletzt 
gegenüber einer neuen Parteigründung zeigen. 
Die "Neue Zürcher Zeitung" berichtet, daß 
die beim Innenministerium angemeldete so­
genannte " Europäische förderalistische Partei" 
mit Schlagworten operiert wie vom Versagen 
der alten Parteien .  und der Erneuerung des 
politischen Lebens. Das erinnert sehr bedenk­
lich an andere Vorbilder. 

Gestatten Sie mir einen kleinen Einschub. 

Bürgerblock ersetzen möchten. Die Bürger­
block-Mentalität leistete und leistet auch heute 
Vorschub für antidemokratische Aktionen. 
Nein ! Zur Bekämpfung der nazistischen Um­
triebe reichen zum Teil geltende Gesetze aus, 
sie müssen nur mit voller Schärfe angewendet 
und gehandhabt ",:erden. Da sie nicht immer 
ausreichen, wollen wir zusätzliche Gesetze. 
Bekanntlich existiert auch noch das Staats­
schutzgesetz vom Jahre 1 936. Dieses Gesetz 
ist uns zwar nicht sehr sympathisch, weil 
selbst viele von uns nach diesem Gesetz 
eingesperrt, verhaftet, angeklagt und ver­
urteilt wurden ; aber es ist noch vorhanden. 

Was jedoch noch not tut, ist , zu verhindern, 
daß sich nazistischer und faschistischer Ungeist 
in das Denken unserer Jugend einschleichen, 
Dazu allerdings bedarf es einer viel intensiveren 
staatspolitischen Erziehung der jungen Men­
schen, als es gegenwärtig der Fall ist. 

Ich muß·aber gewissen konservativen Kreisen 
in diesem Lande sagen : Indem Sie historische 
Meilensteine der Republik mißachten, ge ben 
Sie der Jugend ein schlechtes Beispiel ! 

Der Herr Abgeordnete Dr. Gredler von der 
FPÖ hat vor einigen Tagen im Hause in einer 
Rede vom "Justizkanzler" gesprochen. Er hat 
merkwürdigerweise eine Parole eines führenden 
ÖVP-Politikers übernommen. Es ist merk­
würdig, daß ein FPÖ- Politiker eine habs­
burgische ÖVP-Forderung übernimmt. (Abg. 
Dr. G re d l e r : S1�e sagten doch, es ist etwas 
anderes, das eine und das andere ! )  Herr 
Dr. Gredler verwies auf den "Justizanwalt" ,  
der vom schwedischen Reichstag _ vom In meiner Diskussionsrede zum Budget , 
schwedischen Reichstag ! __ jährlich gewählt Kapitel Inneres, vor drei Jahren befaßte 
wird. Das ist eben ein "Justizanwalt" ich mich ausführlich mit dem Affront der 
und kein "Justizkanzler". Denn in unserem ÖVP gege� �en 40: Jahrestag . der Republik 
Sprachgebrauch ist der Kanzler der erste in und beschaftIgt� �lCh auch I�lt den damals 
der politischen Reihe. Vermutlich wollte uns �kuten monarchls�Isch�n Umt:Ie��n . Damal�, 

Herr Dr Gredler einen solchen Justizkanzler" 1 1m Jahre 1 958, IgnOrIerte dIe OVP als dIe 
dadurch' schmackhaft machen daß er in einem führende Partei den 40. Geburtstag der 
sozialdemokratisch geführted Lande bereits Rep�blik v�llko�m�n . Selbst di� katholische 
existiert. (Abg. Dr. Gred le r :  Das Wort "Justiz- " KIeme ZeItung m Graz erk.larte damals, 
kanzle1'" p1'ägte der Krainer in diesem Zusam- d�ß . der Ab:vesende - ge�nemt �ar also 

menhang, 'und ich habe. ihn zitiert I) Das geht die ÖVP - 1m Unrecht ble�bt. MIt Scheu­
aber daneben, Herr Kollege Gredler ! Das war, klappen vor . den .. Augen kan�l m�n u�sere 
um bei Ihren Worten vom Schifahren zu Staatsform mcht ubersehen, mcht IgnOrieren 
bleiben, eine politische Slalomfahrt , die Sie und so durch die Ge.genwart ziehen. Auch 
hier unternommen haben. Beim Slalom, Herr am 12. November dieses Jahres waren ef:> 
Kollege Gredler, geht's bekanntlich immer nur wir Sozialisten, die den Tag der Republik­
bergab ! (Abg. D1'. Gredle r :  Dem Krainel' ist gründung feierten. (Abg. Dl'. G r e d  l e 1': Das ist 

es dabei ganz gtd ergangen I) nicht wahr !) 

Hohes Haus ! Es besteht nun die Gefahr, Hohes Haus ! Wir demokratischen Sozialisten 
daß die von den Zeichen der' Zeit doch auf- tun alles, um den Österreich ern die demokrati­
geschreckten Konservativen doch übers Ziel sche Republik nicht nur als eine wirtschaft­
schießen und das Kind mit dem Bade aus- liche, nicht nur als eine soziale, sondern auch 
gießen, beispielsweise durch die alte Forderung als eine geistige Heimstatt zu erhalten. In 
nach einem Republikschutzgesetz. Wir soziali- diesem Bemühen mögen sich die demokrati­
stischen Abgeordneten können uns mit diesem sehen Konservativen mit uns zusammentun. 
Gedanken nicht befreunden und lehnen ihn Wenn wir in der Förderung demokratischen 
ab. Ein solches Schutzgesetz könnte nämlich Gedankengutes fest zusammenarbeiten, dann 
auch die Gefahr in sich bergen , daß eine allein- muß es gelingen, den Ungeist des Neonazismus 
regierende Partei unter diesem Titel auch in Österreich im Keime zu ersticken. ' Je 
gegen die demokratische Opposition vorgeht . eher, desto besser ! Es ist nie zu spät. Denn 
Ich male hier keine Gespenster an die Wand, ginge die Drachensaat auf, dann würden 
sondern verweise auf Bestrebungen gewisser Sozialisten sowie Konservative unter die Räder 
"Reformer", die He bel' heute als morgen die kommen, so wie damals im März 1 938 ! ( Zu-
gegenwärtige Koalition mit uns durch einen stimmung bei der SPÖ.j 

. 
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Präsident : Als nächster Redner ist der als selbst mitverantwortlich zu sein. Eine 
Herr Abgeordnete Grubhofer zum Wort ge- Demokratie nach unserer Auffassung ist aber 
meldet. Ich erteile ihm das Wort. ohne die solidarische Mitverantwortung aller 

Abgeordneter Grubhofer : Hohes Haus ! Die 
Beratung übe.r das Budget gibt dem Parla­
ment die Gelegenheit, nicht nur zu den Geld­
ansätzen, sondern auch zur gesamten Ge­
schäftsführung des betreffenden Ministeriums 
und zur politischen Aufgabe des Amtes 
Stellung zu nehmen. Gerade das Kapitel 
Bundesministerium für Inneres gibt Gelegen­
heit, einige grundsätzliche Erklärungen zur 
Innen- und Staatspolitik abzugeben, so wie 
es meine Vorredner getan haben. 

Artikel 1 der Bundesverfassung lautet : 
"Österreich ist eine demokratische Republik. 
Ihr Recht geht vom Volk aus." Was besagt 
nun dieser in zwei Sätze geformte Verfassungs­
artikel 1 Er besagt, daß das Volk dazu berufen 
ist, Gesetzgebung, Verwaltung und Recht­
sprechung auszuüben. Natürlich kann sich 
das in unserer heutigen modernen Zeit nicht 
mehr so abspielen wie im alten Athen, wo 
sich am Sonntag vormittag die Bürger ver­
sammelten und gemeinsam in freier Abstim­
mung sowohl Gesetze erließen als auch re­
gierten und die Gerichtsbarkeit ausübten. 
Die Landsgemeinde, wie sie in der Schweiz 
heute noch alljährlich zusammentritt, die 
den Landammann wählt, die Regierungsräte, 
den Richter und die Lehrer bestellt, ist dem 
Beispiel von Athen noch am nächsten. 

Aber auch unsere Demokratie leitet sich 
davon ab. Sie verteilt die Gesetzgebung 
auf Bundesrat, Nationalrat und neun Land­
tage. Sie gewährt den Gemeinden, Kammern 
und anderen Körperschaften weitgehende 
Autonomie. 

Die Verwaltung teilt sich auf in eine un­
mittelbare und in eine mittelbare Bundes­
verwaltung und in neun Landesverwaltungen. 
In die Regierungen des Bundes und der Länder 
kann jedermann, der rechtschaffen ist, be­
rufen werden. 

An der Rechtsprechung müssen bei schwere­
ren Strafsachen Geschworne, bei · anderen 
Schöffen mitwirken. Die Verfassung will 
also, daß die staatliche Herrschaft durch mög­
lichst viele Bürger wahrgenommen und aus­
geübt wird. Gerade deshalb braucht die Demo­
kratie wie keine andere · Staatsform die Auf­
geschlossenheit, das Verständnis, die Ent­
scheidungsfreudigkeit und die Mitarbeit sämt­
licher Bürger an den Staatsaufgaben. 

Von einem Volksbildner stammt der Aus­
spruch : "Die Demokratie ist keine bequeme 
Staatsform." Ich glaube, daß er damit recht 
hat, denn es ist viel leichter und sorgenloser, 
alles einem einzelnen, einem Herrscher, einem 
Diktator oder einigen wenigen zu überlassen, 

nicht denkbar. 
Leider beobachten wir aber schon wieder, 

daß viele von Mitverantwortung oder Mit­
arbeit nichts oder nicht viel wissen wollen. 
Die Demokratie wird zur bloß formalen, 
wenn das Gemeinwohl im Bewußtsein der 
Staatsbürger zurücktritt, wenn Interessenahme 
an politischen Dingen lächerlich gemacht, 
wenn die politische Bildung verwässert und 
damit die Urteilsfähigkeit der Staatsbürger 
entschärft wird und dadurch demagogischen 
Einflüssen unterliegt. 

Der Bürger sollte stets bestrebt sein, sich 
politisch auf dem laufenden zu halten: Dadurch 
setzt er die politische Bildung fort und behält 
die Urteilsfähigkeit bei . Er ist dann jederzeit 
in der Lage, mitzureden und weniger Inter­
essierten das Richtige zu sagen. Auf diese 
Weise bleibt stets ein starkes, lebendiges 
Gefühl für die Bölange des Staates und des 
Gemeinwohles erhalten. 

Der politische Sinn, das politische Gewissen 
und das soziale Verantwortungsbewußtsein 
werden nicht durch Eigenbrötelei, demago­
gische Kritik, Verunglimpfung der Politik 
und der demokratischen Einrichtungen ge­
weckt, sondern in der Hingabe an das Gemein­
wesen, aus dem unsere Kraft kommt, und in 
der Erkentnnis, daß Politik und Moral von­
einander nicht zu trennen sind. Was moralisch 
falsch ist, kann politisch niemals richtig sein ! 
Daher darf in der politischen Auseinander­
setzung, im parteipolitischen Kampf die Würde 
des Menschen nicht verletzt werden. Achtung 
vor dem Gegner und Geduld muß geübt 
werden, und für das Anhören seiner Argumente 
muß Zeit gegeben werden. Kurz gesagt : 
Hochachtung, Zurückhaltung, Takt und Tole­
ranz sollten stets die Grundpfeiler des demo­
kratischen Lebens sein. 

Ich möchte meinem Kollegen Vorredner 
sagen : Rühren wir nicht an, was früher gewesen 
ist, oder setzen wir den Finger nicht immer 
dorthin, wo gewisse Empfindlichkeiten sind ! 
Denn dadurch wird es nicht besser. Seien wir 
froh, wenn wir, die jetzt berufen sind, die 
Geschicke dieses Staates zu leiten und zu 
len,ken, besser miteinander auskommen, als 
es je einmal der Fall war. 

Ich habe davon gesprochen, daß das Volk 
aufgerufen ist, mitzuwirken und mitzuver­
antworten in Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung. Daraus folgert aber zwangs­
läufig, daß die Mitwirkung der Bürger zur 
Erhaltung der verfassungsmäßigen Ordnung 
verlangt wird. Sie wird verlangt ! Für die 
Existenz der Demokratie ist die Überzeugung 
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Grubhofer 
der Staatsbürger von der Legitimität der I gende und beeinträchtigende Taten in der Art 
Staatsgewalt entscheidend. Die Staatsgewalt und Weise, wie sie heute aufscheinen, überhaupt 
in Österreich, die auf dem Bundes-Verfassungs- nicht bekämpft werden. Ich möchte erwähnen 
gesetz beruht, ist unangefochten.  Das Volk - ich bin da wieder mit meinem Vorredner 
ist also verfassungstreu, und damit ist der einer Meinung - :  Schmähungen und Ver­
demokratische Rechtsstaat existenzfähig . Das ächtlichmachung fremder Staaten, deren Ober­
Volk bejaht den "Staat nicht nur, weil es in häupter und Regierungen, Verhetzung, gleich 
ihm das gemeinsame Vaterland oder den ge- welcher Art, Spionage zugunsten dritter Staa­
meinsamen Wirtschaftsraum, die gemeinsame ten, Wirtschaftsspionage. 
Kultur und Tradition sieht, sondern auch des- Das Strafgesetz, das aus dem Jahre 1852 
halb, weil dieser Staat eben auf den Grund- stammt, gibt wohl die Handhabe, alle hoch­
lagen einer volks nahen Verfassung steht. verräterischen Handlungen zu bestrafen. Hiezu 

Alles zusammen ergibt da.s, was wir Staats- gehören vor allem die Bestrebungen zu gesetz­
gefühl nennen. Die sorgfältige Pflege eines widriger Änderung der Verfassung, die gewaJt­
echten und für alle verbindlichen Staats- same Veränderung der Regierungsform, An­
gefühls ist und bleibt die Aufgabe von uns allen. griffe auf den einheitlichen Staatsverband oder 
Hier liegt nun - da bin ich mit meinem den Länderumfang, Herbeiführung oder Ver­
Vorredner voll und ganz einer Meinung - größerung einer Gefahr für den Staat von außen 
noch ein weites Feld staatsbürgerlicher und oder einer Empörung sowie die Herbeiführung 
staatserzieherischer Arbeit offen. Dieser Ar- eines Bürgerkrieges im Inneren - das ist 
beit sollten sich auch alle politischen Kräfte ein sehr wichtiger Artikel -, und zwar nicht 
widmen. nur tatsächliche Unternehmungen, sondern 

Ich darf nun von der Staatsbejahung auch Aufforderungen hiezu . Auch erfolglos 
und vom Staatsgefühl zum "Staatsschutz" gebliebene, auf hoc�verräteri�che �iele gerich­
überleiten. Ich bitte wegen des Titels nicht tete Handlungen WIe auch dIe MItschuld am 
gleich nervös zu werden. Es liegt mir völlig Hochverrat können nach . diesen Gesetzes­
fern, unter dem Titel "Staatsschutz" etwa stellen geahndet werden. SIe merken daraus : 
Gesetze zu beantragen oder zu verlangen, Es läuft immer auf Hochverrat hinaus. 
die als Werkzeug für eine Bürgerblock-Politik Das Strafgesetz ermöglicht ferner die Be­
dienen sollten .  Diese Dinge sind doch längst kämpfung von Störungen der öffentlichen 
vorbei ! Wenn wir den Staat bejahen , das Ruhe : das ist Aufreizung zur Verachtung 
Staatsgefühl pflegen, so ist es selbstversbänd- oder zum Haß gegen den einheitlichen Staats­
lich, daß wir diesen Staat, der für uns Vater- verband, die Regierungsform oder die Staats­
land, Heimat, Kult ur- und "\Virtschaftsraum verwaltung, zum Ungehorsam und zur Auf­
ist, vor allen Gefahren schützen, insbesondere lehnung oder zum Widerstand gegen Gerichte 
vor jenen, die an seinem Bestand rütteln oder andere öffentliche Behörden. 
könnten. 

Es gibt heute leider wieder I ... eute, die wissent­
lich oder unwissentlich die verfassungsmäßigen 
Einrichtungen des Staates herabsetzen, und 
zwar mehr, als sachliche Kritik es erlaubt, 
die un:;;er Ansehen und unsere Beziehungen 
trüben und auf diese Weise Schaden stiften. 

Wir finden in unserer Rechtsordnung eine 
Reihe von Bestimmungen für den Schutz des 
Staatswesens. Diese Bestimmungen- sehen je 
nach Art und Schwere der beabsichtigten 
oder tatsächlich erfolgten Tat verschieden 
abgestufte Strafsanktionen vor. 

Es werden Handlungen gegen den Staat 
und das staatspolitische Leben erfaßt. Diese 
Gesetzesbestimmungen haben sich aber aus 
ganz andersgearteten Formen des Staates 
und des politischen Lebens entwickelt. Daher 
finden wir diese abwehrenden Bestimmungen 
in Gesetzesbänden, die bis weit ins vorige 
Jahrhundert und in die ersten Jahrzehnte 
des 20. Jahrhunderts zurückweisen. Mit diesen 
Gesetzen können aber manche das Ansehen 
und die Autorität des Staates schwer schädi-

Andere Normen befinden sich im Staats­
schutzgesetz aus dem Jahre 1 936, das mein 
Kollege Probst schon erwähnt hat, das sich 
insbesondere gegen den geheimen Nachrichten­
dienst, aber nur, wenn er gegen Österreich 
gerichtet ist, gegen die Gründung bewaffneter 
und staatsfeindlicher Verbindungen, gegen 
die Verabredung zu Verbrechen und gegen 
das Ansammeln von Kampfmitteln richtet. 
Weil das Gesetz aber aus einer Staatsperiode 
stamIllt, deren Verfassungsmäßigkeit von einer 
Seite besonders angezweifelt wird, wird es 
ungern angewendet. 

Wenn es nun immerhin so scheint, als ob 
eine umfassende gesetzliche Regelung der Ma­
terie gegeben und genug Schutzbestimmungen 
vorhanden wären, so muß ich aber dennoch 
darauf hinweisen, daß, wie ich bereits andeutete, 
beachtliche Interessen des Staates völlig un­
geschützt sind. 

Der in der Strafrechtskommission in Be­
ratung befindliche Strafgesetzentwurf hat die 
bisher geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
weitgehend übernommen, sie modernisiert und 
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teilweise ergänzt . So ist zum Beispiel die 
Bestrafung der Auskundschaftung von Ge­
schäfts- und Betriebsgeheimnissen zugunsten 
des Auslandes vorgesehen. Eine Erweiterung 
haben auch die Bestimmungen über den Verrat 
von Staatsgeheimnissen gefunden. Es sind 
hiemit für die Zukunft zweifellos gewisse 
Fortschritte vorgesehen, wenn sie auch der­
zeit noch nicht wirksam sind. 

Mir schiene es aber zweckmäßig, schon jetzt 
die im Strafgesetz und in anderen Gesetzen 
verstreuten Bestimmungen, die man als Staats­
schutznormen ansehen kann, herauszuheben 
und in ein eigenes Gesetz zu gießen, damit sie 
leichter gehandhabt werden können und auch 
dem Staatsbürger geläufiger werden. Wir 
dürfen doch nicht immer nur an die geübten 
Juristen denken, an einige wenige, die sich 
damit befassen, wir müssen doch diese Dinge 
dem Staatsbürger unterbreiten, weil er dazu 
berufen ist, daran mitzuwirken. 

Nun eine ganz heikle Sache. Ich persönlich 
finde sie gar nicht so heikel. Aber es gibt sehr 
viele Menschen in Österreich, die die Ohren 
spitzen, wenn man von der Neutralität spricht, 
und meinen : Sagt der nicht vielleicht zuviel ? 
Es ist ein wesentlicher Mangel, daß die von 
der österreichisehen Republik feierlich ver­
kündete immerwährende Neutralität, die, in 
der Verfassung verankert, das Fundament 
unserer Außenpolitik ist, derzeit überhaupt 
nicht geschützt erscheint. Ich habe zu wieder­
holten Malen auf diesen Mangel unserer 
Geset.zge bung hingewiesen. 

Ich möchte hier die Gelegenheit wahr­
nehmen - ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn 
Sie mir das gestatten -, meine Gedanken­
gänge darzulegen, weil sie bisher konstant 
falsch gedeutet wurden, selbst wenn ich sie 
noch so kla r  darlegte. Es gibt gewisse Kreise, 
die diese Ausführungen einfRch nicht hören 
wollen. 

Mit der Erklärung seiner immerwährenden 
Neutralität hat sich Österreich im politischen 
Leben der Völker eine Aufgabe gestellt, 
deren Bedeutung und deren Segen noch gar 
nicht a.bgeschätzt werden können. Um ihren 
inneren geistigen Gehalt muß noch gearbeitet 
und gerungen \vel"den. Bei jedem einzelnen 
Staatsbürger ist da.s hiefül' notwendige Ver­
ständnis zn weckeIl. Ich bin mir bewußt, 
daß in dieser Hinsicht einerseits Erziehung 
und andererseits geistige Überwindung ver­
gangener ocler SOllst mit dem östel'reichischen 
Gedanken unvereinharer Ideologien unbedingt 
erforderlich sind . Mit gesetzlichen Bestim­
mungen allein - das weiß ich - kann die 
geistige Haltung nicht geformt werden. Das 
Ge�etz soll stets nur ein Hilfsmittel sein, 
um Gefahren zn begegnen, die sich aus UI1-

qualifizierbarem Verhalten einzelner Gruppen 
oder Grüppchen oder aber auch aus schmähen­
den oder verhetzenden Äußerungen ergeben. 

Ich bin entschieden der Meinung, daß 
unser Staat und unsere Neutralität aufs Spiel 
gesetzt werden können durch Berichterstattung 
oder fanatisierende Schreibweise in einer über 
sachliche Kritik weit hinausgehenden Art. 
Ich bitte, meine Herren Journalisten hier und 
hier (der Redner zeigt nach links und nach 
rechts a'U,f die Journalistenlogen) , genau zu be­
achten, wie ich das meine. Es gibt eine große 
Schar verantwortungsbewußter, alter Tradition 
entspringender Jomnalisten in Österreich. Hut 
ab ! Es gibt aber auch einige wenjger ver­
antwortungsbewußte und unter ihnen eine 
Art von Journalismus, der wohl das Selbst­
gefühl des Schreibers, kaum jedoch das 
Empfinden für die öffentliche Verantwortung 
der Presse zu befriedigen vermag. 

Diese Anklage stammt nicht etwa von mir, 
sondern von einem verantwortungs bewußten 
zeitgenössischen Journalisten selbst. Sie soll­
ten doch alle bei ihren Ausführungen daran 
denken, daß nicht das Gesagte wichtig ist, 
sondern das, was durch das Gesagte bewirkt 
wird ! 

Daß ich mit meiner Meinung nicht allein 
dastehe, dokumentierte vor etwa dreiviertel 
Jahren der Leitartikel einer weit verbreiteten 
Tageszeitung in Österreich , die damals unter 
dem Titel "Den inneren Frieden schützen" 
eine Gesetzesbe�timmung gegen Verhetzung 
forderte . 

Wenn ich hier für entsprechende gesetzliche 
Bestimmungen eintrete, so liegt es mir völlig 
fern, etwa für die Presse einen Maulkorb zu 
erwirken - wie man mir das vorgehalten hat ­
oder die Freiheit der Meinungsäußerung zu 
beschränken. Es geht mir darum, gefährliche 
Auswüchse beizeiten zu bekämpfen, ehe sie zu 
Trojanischen Pferden werden können. (Beifall 
bei der dv P.) , 

Meine Bestrebungen für die Erlangung 
eines Staatsschutzgesetzes ich möchte 
nochmals sagen , d""ß mir der Titel völ1ig 
gleichgültig ist ; ich habe ihn gewählt, weil 
ein solcher eben schon vorhanden ist - \vur­
den von einem Journalisten, der mich um 
meine Gedanken in diesem Zusammenhang 
befragte , wie folgt kommentiert : "Sie haben 
recht ! Man sollte vielleicht doch so etwas 
wie ein Staatsschutigesetz machen. Wir haben 
aber schon so viel Staat und so wenig Freiheit , 
daß man vor einem derartigen Gesetz einfach 
warnen muß ; warnen deshalb, "  - ähnlich . 
wie es Kollege Probst gesagt hat - "weil 
die Diskrepanz zwischen dem gesetzlichen 
Wortlaut von heute und der Gesetzesanwen­
dung von morgen gegenüber der Tat die gefähr­
lichste ,weiche Stelle' ist . "  
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Diese Argumentation ist sicherlich des Nach- I Dauer zu erhalten. Der Bürger kann mit­
denkens wert. Aber wenn schon von "weichen wirken, wenn er die Augen offen hält, gegen 
Stellen" gesprochen wird, so muß ich auch Gehörtes, das den Staat und seine Einrich­
darauf hinweisen, daß es gilt, "weiche Ste]- tungen s�hmäht und herabsetzt oder gegen 
len" , gleich, wo sie festgestellt werden, zu andere Nationen und Staaten oder obrigkeit­
beseitigen, damit nicht über sie der totale liche Personen hetzerisch oder verleumde­
Staat den Weg ins Land findet ! risch gerichtet ist, mannhaft auftritt und am 

Die österreichische Neutralität ist, wie ich richtigen Ort das richtige Wort sagt. Das ist 
schon sagte, eine verfassungsmäßige. Wenn Manneshaltung, das ist Bürgerhaltung in 
sie schon den einzelnen Bürger nicht bindet Österreich ! Nicht zum Kadi laufen, sondern 
- und sie soll ihn nicht binden -, sondern an Ort und Stelle den Mund aufmachen und 
nur den Staat, das heißt seine Organe, wie seine Meinung sagen ! Ein solches Verhalten, 
den Bundespräsidenten, die Bundesregierung, fußend auf der Liebe und Treue zum Vaterland, 
so gibt ihr doch dieser verfassungsmäßige auf der Achtung und Beachtung der ver­
Charakter auch eine Ordnungsaufgabe. Das fassungsmäßigen Ordnung und Autorität, nützt 
hat nichts zu tun mit "Gleichrichtung" der noch viel mehr als staatliche Gewalt, als 
Gesinnung des einzelnen, also mit der Gesin- Anwendung von Strafgesetzen und Verur­
nungsneutralität, wohl aber mit der Haltung teilungen. Dennoch können wir auf ent­
gegenüber dem Staat. sprechende Gesetze nicht verzichten. Wenn 

Nehmen wir uns ein Beispiel an den Sch wei­
zern und an den Schwedeil ! Die Neutralität 
der Schweiz ist unserer ähnlich, denn auch 
sie ist in die eidgenössische Bundesverfassung 
eingebaut. Die Schweden üben die Neutralität 
auf Grund einer wiederholt abgegebenen Er­
klärung aus. Die Eidgenossen wie auch die 
Schweden, die genauso wenig wie die Öster­
reicher als Einzelpersonen zu einer Neutrali­
tätspolitik verpflichtet sind, helfen aber dem 
Staat, die Neutralität zu wahren ; sie sind stolz 
auf diesen Status und achten ihn, weil sie 
wissen, daß er ihnen sehr viel an Leid erspart, 
aber auch Nutzen bringt. Beide Länder haben 
aber auch klarer gefaßte Bestimmungen be­
züglich des Staatsschutzes, als wir sie be­
sitzen. 

Sie , sehr geehrter Herr Bundesminister für 
Inneres, gemeinsam mit dem Justizminister 
entsprechende Gesetze vorbereiten, so werden 
Sie dem Schutze unseres Staates dienen, dann 
werden Sie unsere Zustimmung und unsere 
Mitarbeit finden. 

Gerade in unserer Demokratie, in unserer 
Republik Österreich gilt vielleicht das Wort, 
daß es in der Demokratie nicht nur darauf 
ankomme, mitzusprechen, sondern vielmehr 
darauf, mitzudenken. Und mit einem Satz 
von Kralik möchte ich schließen : "Die Zu­
kunft Österreichs hängt nicht von Reforma­
toren ab, sie liegt in der Gewalt der öster­
reichischen Idee, deren Trägerin das Volk ist ." 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Als nächster Redner kommt der 
Würden auch wir solche klar formulierte Herr Abgeordnete Pichler zum \Ynrt. 

Gesetze erlassen können, so wären sie zweifellos 
wertvolle Mittel für den Staatsschutz. Man 
kann auch sagen "Verfassungsschutz" , das 
ist die Grundlage unseres Staates. Es würde 
der Erhaltung und Unabhängigkeit deR Staates 
dienen. Es sollte Herzenssache jedes öster­
reichischen Bürgers sein, jederzeit für Unab­
hängigkeit, Freiheit und Neutralität des Staates 
einzutreten. 

Man darf die Staeüsschutzaufgabe nicht 
nur der Behörde überlassen, nicht nur dem 
Bundesministerium für Inneres und seiner 
Staatspolizei. Und hier darf ich einflechten : 
Ich würde wünschen, sehr geehrter Herr 
Bundesminister, daß die Staatspolizei noch 
mehr geschult würde und daß ganz besonders 
geeignete I-,ente für diese Staatsschutzaufgaben 
herangezogen würden ; nicht nur solche, die 
besonders geübt sind in der Vollziehung, 
sondern in der Vorbeugung, die also psycholo­
gisch wirken können. Das wäre. wertvoll. 

Der Staat braucht gewissensstarke Bürger. 
Sie alle müssen mitwirken, unseren Staat, auf 

Abgeordneter Pichler : Herr Präsident ! Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Erlauben 
Sie mir, daß ich einige Gedanken über die 
Neuordnung des östeneichischen Gemeinde­
rechtes heute zur Sprache hringe. 

Wie dem Hohen Hause hekannt ist, besteht 
derzeit auf einem wichtigen Gehiet unserer 
Bundesverfassung eine Lücke, nämlich auf 
dem Gebiet des Gemeinderechtcs. Bei der 
staa�srochtlic hen N eugest<tltullg Österreichs, 
die ihren Niederschlag in der Schaffung der 
Bundesverfassung im Jahre 1 920 gefunden 
hat , wurde die verfassungsrechtliche Neu­
ordnung des österreichischen Gemcindcrechtes , 
die auf Grund der Artikel 1 1 5  bis 1 20 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes erfolgen sollü�, offen­
gelassen, sodaß das Gemeinderecht heute noch 
im wesent,lichen auf den Grundsätzen des 
Reichsgemeindegesetzes der Monarchie basiert. 
Dieses aus dem Jahre 1 862 stammende Gesetz 
mag zwar im Zeitpunkt seiner Erlassung 
einen außergewöhnlichen Fortschritt bedeutet 
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haben, weil es tatsächlich erst seit damals die 
freie Gemeinde in , Österreich gibt, seine 
Grundlagen sind aber für die heutige Zeit 
unzureichend und veraltet. 

Es ist verständlich, daß das Fehlen einer 
verfassungsrechtlichen Verankerung der Ge­
meinden von den Interessenvertretungen der 
Gemeinden als besonders drückend empfunden 
wurde. Die Hauptversammlung des Öster­
reichischen Städtebundes, der Österreichische 
Städtetag, hat daher im Jahre 1 954 eine 
Studienkommission eingesetzt, der die Auf­
gabe gestellt wurde, die Probleme des Ge­
meindeverfassungsrechtes unter Prüfung in- und 
ausländischer Rechtsquellen zu studieren und 
einen Entwurf auszuarbeiten, der endlich 
nach nunmehr 40 Jahren unsere Verfassung 
auf diesem Gebiet ergänzen soll. Dieser 
Kommission wurden auch Fachleute, die 
außerhalb der kommunalen Verwaltung stehen, 
beigezogen. 

Die Arbeit der Studienkommission des 
Städtebundes, die unter dem Vorsitz des 
Herrn Magistratsdirektors der Stadt Wien 
stand, hat mehrere Jahre in Anspruch ge­
nommen, wobei unter der beratenden Mit­
wirkung des Leiters des Verfassungsdienstes 
im Bundeskanzleramt sowie von Vertretern 
des Bundesministeriums für Inneres getrachtet 
wurde, auch auf die Interessen des Bundes 
Bedacht zu nehmen. Im Anschluß daran 
wurden die Verhandlungen mit Vertretern 
des Österreichischen Gemeindebundes fort-

oder klein, jenes Maß an Selbstverwaltung 
zu sichern, das die Entfaltung eines gesunden 
Eigenlebens fördert und ermöglicht. Daß 
dabei auf die Bedürfnisse eines einheitlichen 
Staatsgefüges Rücksicht zu nehmen war, ist 
klar und selbstverständlich. Der Entwurf 
enthält daher auch nichts, was der zu wahren­
den staatlichen Einheit entgegenstehen könn­
te. Der Präsident des österreichischen Ver­
fassungsgerichtshofes selbst hat in einem 
Vortrag, den er im Mai dieses Jahres gehalten 
hat, festgestellt, daß der Entwurf die Tradition 
der österreichischen Gemeindegesetzgebung 
übernimmt und in durchaus maßvoller Haltung 
eine endgültige Lösung versucht. 

Der Entwurf der Gemeindeverfassungs­
novelle ist ungefähr vor Jahresfrist der Bundes­
regierung von den Obmännern des Öster­
reichischen Städtebundes und des Österreichi­
schen Gemeindebundes als gemeinsame Ein­
gabe mit dem Ersuchen zugeleitet worden, 
ihn in das Gesetzgebungsprogramm der Bun­
desregierung einzubeziehen. Dabei scheint es 
geradezu symbolhaft, daß diese beiden Kom­
niunalpolitiker, von denen jeder einem der 
Häuser unserer Bundesgesetzgebung angehört, 
in dieser Angelegenheit gemeinsam v-Orgehen, 
obwohl der eine von ihnen einer Millionenstadt 
vorsteht, während der andere Oberhaupt 
einer kleinen Gemeinde ist. Nichts könnte 
wohl deutlicher zum Ausdruck bringen, wie 
sehr die Gesetzwerdung der Gemeindeverfas­
sungsnovelle ein Wunsch aller Gemeinden ist, 
wie groß oder wie klein sie auch immer sein 

gesetzt, und es wurde hiebei, was besonders · 
mögen. 

hervorzuheben ist, völlige Übereinstimmung Lassen Sie mich daher, der ich ebenfalls zwischen den beiden kommunalen Verbänden die Ehre habe, als Bürgermeister für das erreicht. Dieses Einvernehmen zwischen den Schicksal einer Gemeinde die Verantwortung heiden . kommunalen Verbä�.den . war eine zu tragen, abschließend folgendes sagen : Er­wesentlIche Vorau�setzung fur dIe Vorla�e freulicherweise steht der Entwurf, wie der des Entwurfes, da 1m Städtebund ebenso WIe Herr Bundeskanzler am 25 Oktober in der im Gemeindebund die ein?ellige Auffas.sung I Fragestunde dem Hohen Hause mitgeteilt ve�treten .,�urde, daß nur el�e �on Gememde- hat, in Behandlung und soll dem Vernehmen gr.oße, polItIschen. Machtverhal��Is�en und s�n- nach demnächst dem Begutachtungsverfahren stIgen UnterschIeden unabh�ngIge . gemem- unterworfen werden. Es besteht demnach same Ford�rung nach �er en�llIC�en SICherung berechtigte Hoffnung auf seine Gesetzwerdung der Gememdeau�onomIe, dIe SIch auf den in absehbarer Zeit. Das wäre höchster Lohn Willel� und die Überz.eugung �er F�nk�.ionäre für die Leistungen unserer Gemeinden in von ZIrka 4?OO G�melllden stutzt, zIelfuhrend den vergangenen 1 6  Jahren. Denn, meine und erfolgreICh sem kann. Damen und Herren, im Jahre 1 945 haben 
Hingegen war es nicht möglich - das muß Österreichs Gemeinden ihre große Bewährungs­

hier gesagt werden -, mit den Vertretern a.ller probe bestanden. Als die Einheit des Staates 
Bundesländer in allen Punkten eine Einigung noch nicht gesichert war und die Verbindung 
zu erzielen. Wenn die bei den Kommunal- zu den Zentralbehörden noch nicht her­
verbände auch versucht haben, den Wünschen gestellt werden konnte, haben allerorts be­
der Länder so weit als möglich zu entsprechen, herzte Männer und Frauen das Werk des 
so mußte diese Kompromißbereitschaft der Wiederaufbaues, das heute in schöner Voll­
Gemeinden doch dort ein Ende finden, wo es endung vor uns steht, in Angriff genommen. 
um unabdingbare Rechte der Gemeinden ging. "Grundfeste des Staates" ,  "Nährboden der 
Denn Leitgedanke des Entwurfes ist es natür- Demokratie", das sind anerkennende Worte, die 
lieh, den österreichischen Gemeinden, ob groß den Gemeinden bei festlichen Anlässen immer 
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wieder gewidmet werden. Billigen wir aber 
diesen Gemeinden auch die Möglichkeit zu, 
sich in Freiheit zum Wohle unseres Staates 
zu entfalten 1 (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident : Als nächster Redner, und zwar 
als Gegenredner, kommt der Herr Abge­
ordnete Dl'. Gredler zum Wort. 

Abgeordneter Dr . Gredler : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren ! Es war an si ch 
nicht meine Absicht, heute zu sprechen, der 
Verlauf der Debatte macht dies jedoch er­
forderlich. Ich bitte Sie, da ich in meinen Aus­
führungen den gleichen anerkennenswert 
ruhigen, leidenschaftslosen Ton des Herrn 
Abgeordneten Probst wählen werde, auch 
meinen Ausführungen die gleichp' Aufmerksam­
keit zu zollen, die Sie mit Recht den seinen 
entgegengebracht haben. 

Herr Abgeordneter Probst hat zuerst einige 
Worte über die Frage der . Kritik gesprochen. 
Ich gebe ihm vollkommen recht, daß es dort, 
wo die Kritik tatsächlich beabsichtigt, den 
demokratischen Staat in seinen Grundfesten 
zu schädigen, notwendig ist, dagegen aufzu­
treteu. Es ist nur die Frage aufzuwerfen , ob 
wirklich alle Stimmen, die etwa in unabhängi­
gen Zeitungen laut werden, alle jene Stimmen, 
die auch wir uns zu eigen machen, die Absicht 
haben, den Staat zu schädigen, oder ob nicht 
vielmehr die gegeißelten Zustände für den 
Staat viel gefährlicher sind als die Kritik an 
ihnen. 

Ich kann es mir jetzt ersparen, eine Fülle 
von Reden von Funktionären der beiden 
Koalititionsparteien gegeneinander hier vor­
zubringen. Ich gebe dem Herrn Abgeordneten 
Probst recht, daß die von ihm zitierte Minister­
rede, sagen wir, nicht gerade sehr geschmack­
voll war, was diese "Uhr im Leichnam" betraf. 
Es sind aber andere, sehr sachliche Stimmen 
laut geworden. Wir können ihnen nicht die 
echte Sorge um das Staatsgefüge absprechen, 
ob sie nun in Zeitungen erschienen sind oder 
ob diese Äußerungen etwa in diesem Hohen 
Hause gemacht wurden. 

In diesem Zusammenhang auch ein Wort 
zu dem viel zitierten Justizkanzler. Ich habe 
neulich hier nicht die Einrichtung eines 
solchen vorgeschlagen, sondern ich habe, als 
ich im übrigen dem Herrn Abgeordneten 
Dr . Winter recht gab, als er die Grenzen 
zwischen der Legislative und dem Verfassungs­
gerichtshof zog, davon gesprochen, daß ich 
in einem Punkt, den er nicht erwähnte, eine 
Befürchtung zu äußern habe, und zwar diese, 
daß in diesem Hohen Hause gelegentlich 
Gesetze mit Verfassungsbestimmungen ausge­
stattet werden, um solcherart dem Verfassungs­
gerichtshof die Möglichkeit zu einer Korrektur 
zu nehmen. Dies geschieht gerade auf jenen 

Gebieten, wo der Verfassungsgerichtshof vorher 
Bedenken gegen ein Gesetzeswerk ausgespro­
chen beziehungsweise Gesetzesstellen sogar als 
ungültig erklärt hat, wo es sich jedoch um eine 
Formulierung handelte, die nicht mit ver­
fassungsgesetzlicher Kraft ausgestattet war. 
In diesem Zusammenhang habe ich, ohne 
mir - ich darf das betonen - den Vorschlag 
besonders zu eigen zu machen, darauf ver­
wiesen, daß die diesbezügliche Sorge sogar 
dazu führte, daß die Einrichtung der Position 
eines Justizkanzlers von einem namhaften 
Politiker in Erwägung gezogen wurde. Ob das 
nun ein Justizanwalt sein sollte - an einen 
solchen dürfte tatsächlich gedacht worden 
sein - oder eben ein Justizkanzler, das bleibe 
dahingestellt. Es war demnach die echte Sorge 
ü bel' gewisse Mißstände, die da und dort, auch 
von höchster öffentlich-rechtlicher Seite her, ge­
geißelt worden waren. Das sei aber nur am 
Rande bemerkt. 

Ich darf aber noch etwas herausgreifen, 
bevor ich mir erlauben werde, das heißeste 
Eisen anzugreifen. Mein verehrter Herr Vor­
redner hat von dem Hogenannten Bürgerblock 
gesprochen. Meine Damen und Herren ! Ich 
habe in diesem Hause unterstrichen - der 
Generalsekretär der Österreichischen Volks­
partei hat mir nachher auf diesem Sektor 
recht gegeben -, daß es das demokratische 
Recht jedes Parlamentes sein muß, seine 
Mehrheit zu finden, daß eine Mehrheitsbildung 
zwischen den Sozialisten und den Freiheitlichen 
keine Volksfront bedeutet und daß eine Mehr­
heitsbildung zwischen der ÖVP und den Frei­
heitlichen keinen Bürgerblock bedeuten würde. 
Herr Abgeordneter Probst hat sich dabei 
einer sehr ruhigen Sprache bedient, für die ich 
ihm danke. Auf dem sozialistischen Parteitag 
hat aber, wenn ich der "Arbeiter-Zeitung" 
glauben darf, Herr Dr. Pittermann die Worte 
gewählt : "Das Ende dieser Entwicklung sollte 
eine Bürgerblock-Regierung sein. Dann wäre 
der Weg für die Rückkehr der Habsburger nach 
Österreich frei, dann stünden Bundesheer und 
Polizei unter der Befehlsgewalt von Ver­
trauensleuten der Reaktion, um Aktionen 
zum Schutz der Republik und der Demokratie 
mit Brachialgewalt niederwerfen zu können." 

Ich muß sagen : Man soll anderen Parteien 
- es ist in diesem Falle nicht die unsere -
nicht Vorwürfe einer so undemokratischen 
Haltung machen. Man sollte sich . vielmehr 
die Rede des Herrn Präsidenten des Gewerk­
schaftsbundes Olah, die er vor kurzem in 
Wiener Neustadt hielt, zum Beispiel nehmen. 
Herr Olah meinte es anders, er bezog es auf 
Aktionen des Gewerkschaftsbundes, aber das, 
was er sagte, gilt genauso hier, und es gilt 
für alle drei demokratischen Parteien dieses 
Hauses. Herr Olah sagte in Wiener Neustadt, 

83. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 31

www.parlament.gv.at



3560 Nationalrat IX. GP. - 83. Sitzung - 4. Dezember 1961 

Dr. Gredler . 

man solle nicht bei jeder Gefahr das Bürger­
kriegsgespenst an die Wand malen. Die Gefahr 
für die Demokratie bestehe nicht in einer 
echten Auseinandersetzung, sondern in der 
Zumutung und Verdächtigung des anderen, 
den Weg der demokratischen Meinungsbildung 
verlassen zu wollen. 

Unsere Zusammenarbeit in diesem Hause, 
unsere jahrelange, doch immerhin sachliche 
Diskussion müßte Ihnen eigentlich doch die 
Überzeugung gegeben haben, daß, wie immer 
in weitester Zukunft einmal die Mehrheitsver­
hältnisae in österreich sich gestalten mögen 
- niemand von uns kann das wissen -, doch 
diesen drei hier vertretenen Parteien der 
Gedanke gemeinsam sein müßte, niemals eine 
Minderheit, und sitze sie wo auch immer, mit 
undemokratischen Mitteln niederwerfen zu 
wollen. 

In diesem Zusammenhang komme ich auch 
auf die Erwähnung, die - auch da,s sei einge­
räumt - ebenfalls in einer dankenswert 
leidenschaftslosen Form gebracht wurde.  Es 
wurde der Name eines jungen Mannes genannt, 
der sich irgendwo am Ring durch das Absingen 
von Liedern der vergangenen Ära und in ande­
rer Form falsch und unrichtig benommen hat. 
Der Herr Innenminister sagte mir kurz danach, 
bevor wir die Gruppe Inneres im Finanz- und 
Budgetausschuß erörterten, daß man in der 
Tasche dieses Mannes eine Vorladung eines 
Funktionärs der Freiheitlichen Partei zu einer 
Besprechung gefunden habe. Was der Herr 
Abgeordnete Probst ausführte, ist also voll­
kommen richtig. Interessanterweise wurde 
von der Staatspolizei, wurde von den Polizei­
behörden davon überhaupt nicht Mitteilung 
gemacht, sondern die "Volksstimme" brachte 
dies zuerst . Das ist nicht das erstemal, daß 
die "Volksstimme" sich am besten über Vor­
gänge innerhalb der Staatspolizei informiert 
zeigte. Es ist schon wiederholt vorgekommen, 
daß in der "Volksstimme" zuerst Dinge mit­
geteilt werden, die VOll der österreichischen 
Staatspolizei festgestellt werden. 

Und nun eine kurze Aufklärung - ich darf 
Ihnen die Versicherung geben, daß das, \vas 
ich zu diesem Fall Fritz sage, der Wahrheit 
entspricht - :  Der genannte junge Mann 
hatte sich mehrfach im Zusammenhang mit 
der Jugendarbeit in einem der äußeren Wiencr 
Bezirke als irgendwie disziplinwidrig erwiesen. 
Er ist nicht Mitglied der Freiheitlichen Partei, 
betreute aber dort eine Jugendgruppe . Wenn 
ich der Landesleitung glauben darf - und das 
tue ich -, wurde er insgesamt fünfmal ein­
geladen. Als alle diese fünf Einladungen zu 
einer Aussprache zu "nichts führten, ja  als der 
verantwortliche Funktionär die Brücken über­
haupt abbrechen wollte, hatte ein Beauftragter 
dieses Bezirkes gebeten, noch einmal eine 

Besprechung durchzuführen. Bei dieser 
Sitzung war ich selbst anwesend. Nun wurde 
dieser junge Mann vorgeladen, weil man 
wissen wollte, ob wir ihn disziplinieren können. 
In seiner Tasche wurde dann tatsächlich 
dieses ominöse Papier gefunden. ( Präsident 
Dr. Male ta  übernimmt den Vorsitz.) 

Sicherlich ist es eine unangenehme Tatsache, 
aber erlauben Sie mir doch, daß ich in diesem 
Falle etwas tiefer in die Materie gehe. Ich habe 
vorhin zitiert, ich darf es noch einmal tun. 
Herr Vizekanzler Dr. Pittermann sagte in 
seiner Rundfunkansprache vom letzten 
Samstag, die Regierungsparteien seien sich 
trotz aller Gegensätze einig in der Verteidigung 
der Selbständigkeit der Republik österreich. 
der Neutralität und in dem Willen, die Demo­
kratie gegen alle Anschläge wirksam zu ver­
teidigen. Die Einschränkung des Herrn Vize­
kanzlers, die vielleicht - wie soll ich sagen -:­
der Darstellung der Regierungspolitik wegen 
geschehen ist, denn ich nehme j a  an, daß 
der Herr Bundeskanzler und der Herr Vize­
kanzler über den Rundfunk nicht als Partei­
politiker sprechen, sondern als die beiden maß­
geblichen Herren der Regierung, diese Ein­
schränkung müssen wir zurückweisen. Wir sind 
uns alle, meine Damen und Herren in diesem 
Hohen Hause, einig, die Selbf'tändigkeit der 
Republik, die Neutralität, die Demokratie zu 
schützen. 

Es sagte - und verzeihen Sie mir, wenn 
ich Landeshauptmann Krainer nun noch ein­
mal zitiere , und ein kürzlicher Vorstoß gegen 
die FPÖ hat keinesfalls gezeigt, daß unsere 
politischen Beziehungen besonders eng wären -
in einem Vortrag am Freitag abend vor dem 
Gewerbeverein : "So verabscheuungswürdig 
diese Handlungen sind . . .  : Man versucht, 
Extremisten von der Rechten zu erfinden, 
um die Extremisten auf der Linken zu ver­
decken. Ich" - so sagt Kl'ainer - "spreche 
dies nicht leichtfertig aus." 

Meine Damen und Herren ! Die Handlungen 
sind verabscheuungswürdig, und es ist richtig , 
wenn man Gefährdungen von der extremen 
Rechten bereits rechtzeitig und strenge zu­
rückweist ;  ich gebe auch hier meinem Kollegen 
recht. Aber verzeihen Sie : Warum spricht 
man nur von der einen Seite. Warum, meine 
Damen und Herren, waren denn viele von 
Ihnen gagen das Regime Adolf Hitlers ? 
Weil es die freie Meinungsäußerung unter­
drückte, �weil einß Geheimpolizei herrschte, 
weil es dort keine freien und geheimen Wahlen 
gab , weil die Unabhängigkeit der Gerichte 
bedroht wurde, weil man Menschen will­
kürlich verhaftete, weil der Parteiapparat 
den Staats- und Verwaltungsapparat be­
herrschte , weil man Christen und andere 
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Religionen ihres Glaubens und anderer Dinge 
wegen unter Benachteiligungen, unter Sank­
tionen, j a  unter Verfolgung setzte. 

}Ieine Damen und Herren ! Alle diese von 
mir genannten Punkte vollziehen sich heute 
in einem Riesenbereich der Welt. Die wenigen 
Rechtsradikalen haben keine Großmacht 
hinter sich, sie haben auch keine Partei in 
der österreichischen Bevölkerung hinter sich, 
sie haben keine Stütze. Aber die radikale 
Linke hat eine Weltmacht hinter sich, und 
sie tut das gleiche, was Sie mit Recht dem 
Nationalsozialismus vorgeworfen haben. Wer 
hedroht denn die Fundamente in diesem Staat ? 
\Varum wird denn heute hier kein Wort 
gegen den Kommunismus gesprochen, warum 
nenr�t man denn. . . . ( W ide1'spruch bei Mr 
SPÖ. - Abg. K o n i r :  Her1' Dr. Gredler, 
das ist ein Witz !) Gut., ich halte fest : Es ist 
ein Witz ! Also leugnen Sie, daß der Kom­
l1lUlllSmUS in der Welt die freie Meinungs­
äußerung unterdrückt 1 ( Weitere Zwischen­
rttfe .) Leugnen Sie, daß er die Geheimpolizei 
hergestellt hat ? (Abg. Probs t :  Das ist doch 
eine. Verdrehnng ! - Abg, Konir : Lesen 
Sie unsere Zeitungen !) Meine Herren ! In 
der Rede meines Vorredners Probst wurde 
'{on den Gefährdungen durch eine radikale 
Rechte gesprochen. Und ich stelle fest , 
daß hinter dieser radikalen Rechten keine 
}1acht steht, während hinter der radikalen 
Linken, die das gleiche tun will, eine Macht 
steht. Oder glauben Sie, die wollen das 
nicht, glauben Sie etwa, wenn die an die 
Herrschaft kämen, die weit stärker sind dann 
w�llten si� da<; nicht tun ? ( Wider�pruch 
be� der SPÖ.) Glauben Sie, die österreichischell 
Kommunisten wollen demokratisch handeln ? 
(Abg. E i b egge r :  In jeder Versammlung 
sprechen wir gegen die Kommunisten !) In 
jeder Versa.mmlung sprechen Sie gegen die 
Kommunisten - das mag ja sein. In diesem 
Hohen Haus haben Sie aber vorher nur VOll 
der radikalen Rechten gesprochen. 

richtig. Man hat allerdings auch Nicht-Frei­
heitliche - Sie wissen, den Leiter des Lawinen­
dienstes beispielsweise, der einem ganz anderen 
Lager. angehört - in Tirol festgenommen. 
Und ICh halte es für falsch, wenn man diese 
auch von uns verurteilten Terrorakte nun 
pauschaliter als Neonazismus bezeichnet. Ich 
halte es für sehr gefährlich, wenn man einen 
unzulä�sigen, einen ü.blen, einen hysterischen 
Akt elUes ungezogenen Studenten in Inns­
bruck dann plötzlich in New Yorker Blättern 
unter dem Titel sieht : Uniformierte Neonazis 
in ihrer offiziellen Aufmarschstraße der Maria 
Theresien-Straße. (Abg. J( o n i r :

' 
Und die 

40 Grabsteine ?) Die 40 Grabsteine, im Dunkel 
der Nacht in schändlicher Weise beschädigt 
- wissen Sie wirklich, wer das war ? Wissen 
Sie es wirklich ? Ich möchte die Täter in 
keiner Weise in Schutz nehmen ! Ich stimme 
in der Verurteilung der Tat vollkommen mit 
Ihnen überein. Aber ich, der ich doch selbst 
Tirol entstamme, kann Ihnen sagen : Die Fried­
hofslage ist versteckt . Die Tat geschah, 
als die Wärter der Kommunalverwaltung 
vom Friedhof weg waren. Sie konnten unge­
sehen von einem unübersichtlichen Park aus -
und die Täter gingen von dort hinein - die Tat 
begehen. Sie wissen das genauso, wie nicht 
feststeht - in Ihrer "Arbeiter-Zeitung" ist 
es aUerdings in einer Karikatur bereits vorher 
angeblich festgestellt worden -, wer in schänd­
licher Weise diese Schänduna des Innsbrucker 
jüdischen Friedhofes durch�eführt hat. Sie 
wissen ja, daß die Korporationen sofort 
nachher einen Marsch, einen Demonstrations­
akt mit einer Kranzniederlegung an einem 
jüdischen Denkmal gesetzt haben. Genauso 
wenig weiß man aber, wer die Pistolenschüsse 
auf das Parlament abgegeben haben. Was hat 
man gefunden ? Irgendein Band. Und was hat 
sich bei der Staatspolizei herausgestellt ? Daß 
dieses gefundene Band nicht das Couleurband 
einer Studentenverbindung war, sondern es 
",:ar aus einem Stoff herausgeschnitten, mit 
emem anderen Rand - also um gewisser­
maßen die Spuren dorthin zu führeIl. Ich 
gebe keineswegs diesen Rotzbuben od'er Pt'ovo­
kateuren recht, die da auf das Parlament ge­
schossen haben - ich stimme auch hier mit 
der Verurteilung überein. Aber ist es nicht 
sehr billig, zu sagen : Die Schändung des 
Friedhofes und der Schuß auf das Parlament 
und - ich weiß nicht - dieses und jenes : 
Das steht alles schon von vornherein fest 
wer es getan hat ! Haben es diese Leut� 
getan, dann sind sie mit der Strenge des 
Gesetzes zu bestrafen. 

Was ist denn tatsächlich geschehen ? Mein 
Kollege und Parteifreund Mahnert hatte voll­
kommen recht, als er vor kurzem in einem 
Artikel "Mangelware Idealismus auf Ab­
wegen" gesagt hat, es würde sich in Italien 
um Ab�ege handeln, Und er hat weiter ge­
sagt : DIese Wege halten auch wir für falsch, 
'weil sie unser Ringen um eine N euorclnung 
für Südtirol diskriminieren, weil sie unsinnig 
sind - ich gebrauche Mahnerts Worte -, 
weil sie letzten Endes zum Gegenteil führen 
von dem, was erreicht werden soll, weil sie 
nicht zur Freiheit führen, sondern zur end­ Aher wem nützen denn diese Terrorakte ? 

'Ver hat denn ein echtes Interesse daran 
in diesem Zusammenhang einige an .Hand von Akten festzustellen : Es gibt 

Studenten verhaftet. Das ist III Österreich einen Neonazismus ! -? Wer hat 

gültigen Zerschlagung der Freiheit. 

Man hat 
freiheitliche 
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denn ein Interesse daran, festzustelle�, daß 

I 
Soziali�mus. erwähnt, der sich am 3. November 

beispielsweise das Zusammengehen mIt �er 1 926 m Lmz das Programm gegeben .. 
hat, 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft eme d�m�ls das ��gr�mm der 
. 
Deutscll.-oster-

, Gefährdung für unsere Neutralität darstellt ? reIchIschen SozIalIstIschen Arbe.Iterpartel .  Da�f 
Wer hat denn ein Interesse daran, immer ich Ihnen folgendes sagen : DIe Sprache, dIe 
wieder und wieder diese Dinge aufzuwecken ? damals in dem Programm enthalten war, 

. . " . ,  in dem man lesen konnte, daß die Diktatur Es 1st mcht dIe eme SeIte allem. In
. 

den unter Umständen angewendet wird, um die letzten Tagen des Innsbrucker Gememde- Macht der Bourgeoisie zu treffen oder wo wahlkampfes leisteten sich die "Neuen T!roler Sätze enthalten sind wie jener, in dem es Stimmen" , nach langem Schlafen wleder- heißt . Wenn es aber trotz all dieser Anstren­erweckt und mit ÖVP-Geldern
. 
ausgestattet� gung�n der Sozialdemokratischen Arbeiter­in einem .. W �hlpamphlet dIeser Parte� partei einer Gegenrevolution der Bourgeoisie folgende� kostl�ch�n. Satz. E�

. 
geht. dabeI gelänge, die Demokratie zu sprengen, dann gegen Clle FreIlreIthche ParteI . "MIt �er- könnte die Arbeiterklasse die Staatsmacht be�lter Posau�e bl�sen sie den F�hrbe�hner nur noch im Bürgerkrieg erobern - diese Relterma�sch, 1m tIefsten He:ze�l �he Ermne- Sprache von damals und die Sorge darum, rung a? dIe alles anders als freIh��thc.h d�nk�n- sich einen solchen Sozialismus vom Leibe den Hlmmier und Kaltenhauser. DIe Zltat�on zu halten hat den Herrn Minister bewogen, ".Kaltenhauser" ist hier falsch ; man mel.nt 

I diese Ang'elegenheit darzulegen. (Abg. Lack­SICher Kaltenbrunner. Der Kaltenhauser Ist n e r :  Hat den Hartl gezwungen, den Gummiknüp­ein besonderes Ung�ück, . denn den gab es : pel zu nehmen !) Wenn Sie, Herr Abgeordneter Kaltenhau�er war �m Tlroler Abgeordneter, Lackner, etwa sagen, daß der Gummi­dessen HeImatgememde als erste ütt? vo� knüppel dazu da ist, um vielleicht dem demo­H�bsburg zu� Ehr�nbiirger machte. (He�terke�t kratischen Bürger dieses Staates, dem demo­be� der SP(J.) HImmler und Kaltenha�ser kratischen Bürger dieser Stadt irgendwie -
. 
oder Kaltenbrunner -, der Fehrbellmer 'entgegenzutreten, weil er eine andere politische ReIterI?ar�ch - nachts unter. der Decke von Aufgabe hat, dann, meine sehr verehrten uns heImlIch geblasen - meme Damen und Damen und Herren darf ich Ihnen sagen, Herren, wem nützt solcher Unsinn '? daß die Polizei und

' 
der Gummiknüppel hier 

Verurteilen wir die Täter gemeinsam, brechen ganz fehl am Platze sind, weil auch die Be­
wir den Stab erst dann, wenn man wirklich amten, die diesen Gummiknüppel zu tätigen 
weiß, wer sie waren ! Vermeiden wir Haß hätten, Bürger und Söhne dieser Stadt und 
und Gehässigkeit unter uns, tun wir das, keine Söhne von Grafen, Kapitalisten oder 
was der Herr Vizekanzler gesagt ha.t : Sorgen von Bourgeois sind. 
wir für die Selbständigkeit der Republik, Aber die internationale Sprache des Sozialis­
für die Neutralität, verteidigen wir die Demo- mus hat ja nicht nur in Moskau, sondern 
kratie gegen alle Anschläge ! Aber hüten wir auch bei uns in Österreich Eingang gefunden. 
uns, dabei Fehler zu begehen. Haben wir nicht Darf ich vielleicht a conto dessen, was Sie, 
nur eine Gefahr, die von niemandem herbei- meine sehr verehrten Herren, heute hier sagten, 
geführt wird, groß im Auge, und vernachlässigen beziehungsweise mir während meiner Aus­
wir nicht die andere , wirklich große Gefahr ! führungen jetzt entgegenhalten, einige Wor�e 
(Beifall bei der F pO.) Chruschtschows zitieren (Rufe bei der SP(J : 

Präsident Dr . Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Hart!. Ich erteile 
es ihm. 

Uns ? - Abg. Pro b s t :  Uns brauchen Sie 
Ohruschtschow n'icht zu zitieren ! - Ruf bei 
der S pO ,' Se'i froh, daß wi r da sind !), die 
dieser im Juni dieses Jahres in Moskau sprach. 

Abgeordneter HarU : Hohes Haus ! Sehr ( Weitere Zwischem'ufe bei den Sozialisten.) 
verehrte Damen und Herren ! Der Herr Ab- Hier heißt es : Derjenige ist ein echter 
geordnete Probst hat in seinen Ausführungen Marxist, ein echter Schüler Lenins, der sich 
den Herrn Unterrichtsminister zitiert, der , in der Lehre von Marx, Engels und Lenin 
anläßlich des Landestages d er Österreichischen nicht nur gut auskennt, sondern es auch ver­
Frauenbewegung in Wien den erwähnten steht, sie praktisch anzuwenden, sich ihrer 
Satz mit dem Leichnam und mit dem Wecker als unserer großen ideologischen Waffe im 
gesagt hat. Ich war selbst dabei und kann dar- Kampfe für die Macht der Werktätigen, für 
legen, was er wirklich gesagt hat. Herr Ab- den Aufbau eines neuen Lebens bedienen. 
geordneter Probst ! Sie haben jedoch nicht die Das sagte Chruschtschow. (Abg. Eibegge r : 
Sätze gehört oder nicht gelesen, die er vor Was hat das mit uns zu tun? - Abg. Probs t : 
dem zitierten Satz sprach. Uns Ohruschtschow vOt'halten - das ist doch 

Minister Drimmel hat nämlich im Gegen- lächerlich ! Das ist kindisch ! Leb�afte 
satz zum demokratischen Sozialismus jenen i Zwischenrufe und Heiterkeit bei der SP(J. -
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Präsident Dr. Male ta gibt das Glockenzeichen.} 

Ich gestatte mir nun, Ihnen trotz Ihres 
Lachens etwas aus dem Blatt des BSA, 
"Der sozialistische Akademiker", vom Sep­
tember vorzulesen. Da heißt es : "Wer 
nicht die genauen Kenntnisse der grundlegen­
den Werke von Karl Marx nachzuweisen ver­
mag, der möge lieber schweigen. Und wer 
nicht durch die Lektüre der Arbeiten Hegels 
glaubhaft macht, Marx auch wirklich ver­
standen zu haben, halte sich aus der Dis­
kussion heraus." (Lebhafter Widerspruch bei 
der SPÖ. - Abg. A ig n e r :  Was hat das 
mit Chruschtschow zu tun ?) 

Meine sehr verehrten Frauen und Männer, 
insbesondere von der Linken ! Uns persönlich 
liegt es ganz fern, uns in irgendeiner Form 
mit den demokratischen Sozialisten ausein-
anderzusetzen, uns liegt es vollkommen fern, 
eine echte Koalitionsgesinnung miteinander 
zu üben (lebhafte ironische Heiterkeit und 
demonstrativer Beifall bei der S PÖ - Ruf 
bei der S PÖ : Jetzt hat das Herz gesprochen ! -
Ruf : So etwas ist Landesobmann der (j V P ! -
Präsident Dr. Maleta gibt das Glockenzp-ichen) , 
aber wir werden uns bemühen, jene Äußerungen 
zur Kenntnis zu nehmen, die der Herr Ab­
geordnete Eibegger gemacht hat, daß nämlich 
die Sozialisten, wenn sie zur Macht kommen, 
unter Umständen allein regieren wollen. (An­
dauernde Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg. H orr :  
Sagen Sie wenigstens, daß Sie sich geirrt 
haben ! - Präsident Dr. Male ta  gibt neuerlich 
das Glockenzeichen. - Abg. E i b egg e r :  Sie 
streben ja auch nach der JJi acht ! - A bg. 
Prob s t :  Es ist alles ein Sprachfehler bei ihm, 
da kann man nichts machen !) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Wenn wir trotz des Gummiknüppels heute in 
diesem Hohen Hause auch über verschiedene 
Fragen des Kapitels Inneres sprechen, so 
werden damit nicht nur die Ziffern, die fest­
gelegt sind, im Plenum zur Kenntnis genom­
men, sondern es wird über alle dem Bundes­
ministerium füx Inneres unterstehenden Dienst­
stellen, insbesondere übel' die Wachkörper 
und über die Polizeiverwaltung, geRprochen. 

die Sympathie, und zurück bleibt der bittere 
Beigeschmack zu dem vorerwähnten und ge­
nannten Spruch : Polizei - dein Freund und 
Helfer ! 

Bei uns in Österreich hat sich im Laufe 
der geschichtlichen Entwicklung der Polizei 
seit dem Jahre 1 22 1 ,  als vom Erzherzog 
Leopold VI. das Stadtrecht erlassen wurde, 
manches gewandelt. Darin wurde, wenn auch 
nicht in so ausgeprägter Form, auch die Stel­
lung der damaligen Polizei festgelegt. Seither 
wurden meistens von den jeweiligen Regenten 
die notwendigen Verordnungen, Patente, In­
struktionen und so weiter erlassen, die die Tätig­
keit der Polizei regelten. Die Gestaltung, 
der Ausbau, aber auch die Haltung und die 
Tätigkeit der Polizei gegenüber dem Publikum 
beziehungsweise der Bevölkerung richtet sich 
all die Jahrhunderte hindurch - wie konnte 
es anders sein - nach dem herrschenden Re­
gierungssystem. Gleichgeblieben aber in a11 
diesen Zeiten war der Aufgabenkreis der Polizei, 
für Ruhe, Ordnung und Sicherheit zu sorgen. 

Der Wachdienst zu Beginn der Polizeige­
schichte oblag den wehrfähigen Bürgern unserer 
Stadt. Später wurden dieselben durch ihre 
Bediensteten abgelöst . Die Verläßlichkeit der 
Stadtwache war je nach Besoldung lmd Be­
achtung sehr verschieden. Es gab immer 
wieder Höhen und auch Tiefen. Der Schluß­
strich unter die bisherigen Bürgerwehren, 
Guardias, Rumorwachen, Militärpolizeiwachen 
wurde im Jahre 1 869 gesetzt, als die heutige 
Sicherheitswache ins Leben gerufen wurde . 
20 Jahre vorher, 1 849, wurde außerhalb unserer 
Stadt , im Kaisertum Österreich die · Gendar­
merie geschaffen. Die heutige Kriminalpolizei 
erhielt im Jahre 1 852 ihre sogenannte Dienst­
instruktion für die zivile Polizeiwache . 

Diese drei Daten waren der Beginn einer 
neuen Epoche. Aus Bürgern, Söldnern, Sol­
daten und Dienern wurden Beamte, Bundes­
beamte. Und das Berufsbeamtenturn ist für 
einen Staat des 20. Jahrhunderts von grund­
legender Bedeutung . Von der Stellung des 
Berufsbeamtentums im Staate und seiner Funk. 
tionsweise hängt mit ab die Existenz des Staa· 
tes und der Gesellschaft. 

Der Begriff Polizei wiru von den Menschen . .  . . 
auf unserem Erdball, gleichgültig in welchen I . DIe Vollziehung der Gesetze ist in Osterreich, 
Breiten sie sich be\veocn, verschieden auf- emem gewaltentrennenden Rechtsstaat, vor 
genommen. Die Exekutive bleibt so lange un- al�elU �ufgabe der. öffen�lich Bediensteten. 
geschoren, solange der eine oder der andere Die DIenstpragmatik bestImrut darum, daß 
Erdenbürger von der Exekutive nicht bean. der Beamte die Staatsgrundgesetze und die 
standet beziehunosweise bestraft wird. So anderen Gesetze unverbrüchlich zu beob­
lange wird auch d;s Sprichwort : Die Polizei _ achten u�d sei.� �mt gewi��enhaft, unparteiisch 
dein Freund und Helfer ! mit mehr oder weniger und uneIgennutzlg zu erfullen hat. 
Sympathie gebraucht. Wehe aber, wenn einmal Schon bei der BeschlußfassullO' dieses Reichs­
ein Wachebeamter eines Wachkörpers oder gesetzes im Jahre 1 9 1 4  wurde im Staats­
die Dienststellen der Polizeiverwaltung je- angestellten-Ausschuß des Abgeordnetenhauses 
manden bestrafen ! In diesem Moment weicht festgestellt, daß der Beamte durch die An-
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stellung in ein besonders enges Treueverhältnis 
zum Staat tritt, das sich mit dem Privatdienst 
nicht gleichstellen läßt. Der Beamte ist zur 
vollen Hingabe an die ihm anvertrauten 
Interessen des Dienstes verpflichtet, während 
es der Staat übernimmt, ihm unabhängig 
von einer etwaigen Steigerung oder Vermin­
derung des Arbeitsbedarfes die notwendige 
Sicherung seiner wirtschaftlichen Existenz 
zu bieten. 

Der Gesetzgeber hat somit dem Beamten 
die Beibehaltung seines Amtes mehr oder 
weniger rechtlich garantiert. Es besteht auch 
seit altersher kein Zweifel, daß Gesetzestreue 
und Unparteilichkeit nur bei einer Beamten­
schaft in guter Hut ist, die sich nicht ununter­
brochen um ihre Existenz zu sorgen braucht. 
Die Standfestigkeit der Beamten gegenüber 
ungesetzlichen Wünschen und Befehlen weicht 
erfahrungsgemäß im gleichen Umfang, in 
dem die rechtliche Stabilität des Amtes schwin­
det. 

Gerade die Exekutivbeamten wissen aus 
ihrer Vergangenheit, wie sehr eine solche 
Argumentation begründet ist . Wie war es 
denn vor dem Jahre 1945 1 Wenn ein Beamter 
in diesen Zeitläuften die Anordnungen seiner 
Vorgesetzten nicht befolgte, wurde er bestraft. 
Hat er aber den Befehl ausgeführt, so wurde 
er nach 1 945 zur Verantwortung gezogen. 
Dabei will ich aber nur von den kleinen 
Leuten reden. 

Wenn ich davon sprach, daß der Staat 
verpflichtet ist, den Beamten die wirtschaft­
liche Situation zu sichern, so ist es angezeigt, 
dem Hohen Haus auch die Anliegen bekannt­
zugeben, die die Exekutivbeamten besonders 
berühren. 

Erstes Thema ist der Personalmangel. Unter 
diesem haben alle Wachkörper zu leiden, sei 
es die Sicherheitswache, die Gendarmerie 
oder d ie Kriminalbeamten. Aber auch die 
Polizeiverwaltung ist hievon betroffen. Es 
bahnt sich hier eine unheilvolle Ent"wicklung 
an. Wenn in dieser Beziehung nämlich keine 
Abhilfe geschaffen wird, kommt es zu einem 
Zusammenbruch des gesamten Apparates, der 
leicht zu unliebsamen Situationen führen 
könnte . Heute ist es beinahe so , daß man 
einem mit einem Fall betrauten Beamten 
sagen muß : Hast du den Fall noch nicht 
geklärt, noch nicht erledigt ? Es ist schon 
wieder etwas N eues hier ! 

Aus allen diesen Ihnen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, wohlbekannten Situatio­
nen entwickelt sich nun die Sorge um den 
Nachwuchs. Das ist das Kernproblem. Ohne 
gesicherten Nachwuchs gibt es nämlich keinen 
planvollen Ausbau der Exekutive, ohne ge­
sicherten Nachwuchs gibt es keine Regelung 

für die Exekutivbeamten, die für den Straßen­
dienst mit dem zunehmenden Alter beziehungs­
weise wegen Auftretens von Berufskrankheiten 
nicht mehr geeignet sind. 

Schon im vorigen Jahr habe ich darauf 
aufmerksam gemacht, daß eine Art Vor­
schule notwendig wäre, die darin bestehen 
soll, jungen Menschen ungefähr ab dem 
16.  Lebensjahr, die sich für den Beruf 
eines Exekutivbeamten interessieren, die not­
wendigen Voraussetzungen zu vermitteln. 
Heute können ältere Exekutivbeamte nur 
dann in die Verwaltung überstellt werden, 
wenn sie eine Kanzleiprüfung ablegen. Was 
es heißt, in solch einem Alter eine Prüfung 
abzulegen, das zu beurteilen überlasse ich den 
hiefür Verantwortlichen. 

Was sind nun die Ursachen dafür , daß sich 
so wenig Bewer her für die Wachkörper 
melden ? 

Vor allem ist es die schlechte Bezahlung, 
aber nicht nur für den Anfänger. Die Bewerber 
erkundigen sich meistens auch, welche Bezüge 
sie in späteren Jahren als längerdienende 
Inspektoren haben können. Dann kommen 
sie darauf, daß sie woanders besser bezahlt 
werden und daß es besser bezahlte Berufe gjbt. 

Es ist ja geradezu ein Witz, wenn kürzlich 
eine rrageszeitung schrieb, daß eine Charge 
monatlich 4200 S erhalte. Dieser Bet.rag 
wäre wohl wünschenswert, aber leider wird 
er nicht bezahlt. 

Als ich neulich im Gespräch mit ausländi­
schen Polizeibeamten befragt wurde, wie es 
mit der Bezahlung der leitenden Beamten 
aussieht" da habe ich dargelegt, daß ein 
Polizeioberstleutnant mit 33 Dienstjahren netto 
3400 S erhält. Man konnte es nicht glauben, 
aber es ist Tatsache. Man kann sich nun 
selbst einen Reim darauf bilden, wie groß 
die Bezüge der eingeteilten Beamten sind. 

Diese Situation bewirkt , wie ich vorhin 
schon bemerkte, daß sich immer weniger 
Wachewerber melden, und wenn sie schon der 
Einberufung Folge leisten, verlassen viele 
nach einigen Tagen beziehungsweise Wochen 
die Ausbildungsstätten. Aber nicht nur die 
provisorischen Beamten, sondern audl bereits 
pragmatisierte Beamte verlassen die Wach­
körper. Von der Wiener Sicherheitswache 
allein haben in diesem Jahr 75 Beamten­
anwärter und Beamte gekündigt. Ein be­
kannter Rettungsflieger der Gendarmerie hat 
sich ebenfalls empfohlen und ist jetzt in die 
Privatwirtschaft abgewandert. Solche Bei­
spiele könnte ich Ihnen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, seitenlang anführen. 

Auf der anderen Seite hört man nicht auf 
die Vorschläge, die hinweisen, wo man unter 
Umständen Geld einsparen könnte. Ich habe 
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wiederholt darauf hingewiesen, daß man zum die Beamtenschaft errichtet wurden. Die 
Beispiel die Gendarmerieschule am Rennweg Kosten einer solchen Neubauwohnung stellen 
auflösen soll . Das könnte nicht nur Millionen sich nämlich auf 6,90 S pro Quadratmeter. 
an Ersparnis bringen, sondern auch Personal Das ist ein Betrag, den sich ein junger Beamter 
für den Dienst freimachen. Zurzeit sind in der nicht leisten kann. 
Gendarmerieschule am Rennweg 38 Schüler, Eine weitere Ursache der Unzufriedenheit aber 7 1  Lehrer und sonstiges Personal. der Exekutivbeamten ist das derzeitige Diszi-

Ebenso könnte man an Grenzübergangs- plinarrecht. Während nämlich einem zivilen 
stellen, wo mehrere Wachkörper Dienst ver- Missetäter, der von einem ordentlichen Ge­
sehen, unter Umständen eine Vereinfachung richt bestraft wird, die Strafe nach der vorge­
vornehmen. Die Zollwache, die Gendarmerie schriebenell Frist getilgt werden kann, läuft 
und die Kriminalbeamten könnten hier viel- der Disziplinarakt des Exekutivbeamten mit 
leicht irgendwie durch e i n e n  Wachkörper dem Personalakt bis zum Tode des Beamten 
e�set�t werdeI�, �er sich für die�e Sparte und I mit. Hier muß ein radikaler Wandel ge­
fur dIese ArbeIt 1m besonderen eIgnet. Warum 

I 
schaffen werden. Es darf für den Beamten 

kann ma:n di� K�ntrolle 
. . 
der Gr�nzübe�tritts- auf diesem Gebiete keine schlechtere Stellung 

stellen mcht m vielen Fallen, WIe bereIts er- geben als für die übrigen Bürger unseres 
wähnt, e inem Wachkörper überlassen ? Landes ! 

Polizei und Gendarmerie bemühen sich Ein anderer Grund, daß sich für den Polizei-
nunmehr durch Herausgabe von Plakaten und Gendarmeriedienst niemand interessiert, 
und durch Inserate in den Zeitungen, Bewerber ist vielleicht auch darin gelegen, daß in den 
für den Wachdienst zu finden. Diese Initiative letzten Jahren der Schutz der Beamten durch 
ist aber leider Gottes nicht so von Erfolg Vorgesetzte sehr stark nachgelassen hat. Be­
gekrönt, wie es gewünscht wird. Aber dazu gonnen hat es damals, als vier Wachebeamte 
kommt - und das kann man je nach Stand- von Mariahilf in der Öffentlichkeit schwer 
punkt als lustig oder traurig bezeichnen . -, angegriffen wurden. Damals schwiegen sowohl 
daß die Wachkörper untereinander vor allem der Polizeipräsident von Wien als auch der 
bei den Schülern Abwerbungen tätigen. So Innenminister. Als sich vor einigen Monaten 
wurde mir gesagt, daß die Gendarmerie sich in Baden der Fall ereignete, daß ein Stadt­
bemüht, 'Wachewerber der Sicherheitswache I polizist einen Betrüger, als dieser nach der 
für sich zu gewinnen. Wenn dies zutrifft ,  Festnahme ausriß und flüchtete, nach einem 
80 ist dies eine unerfreuliche Situation. Warnschuß mit einem zweiten Schuß tödlich 

Weiters haben sich die Vertreter aller traf, hat sich ebenfalls in der Öffentlichkeit 
Exekutivbeamten um die Eröffnung der und vor allem in der Presse Verschiedenes 
IV. Dienstklasse bemüht. In den eingeweihten getan. Und trotz des tagelangen Gewoges hat 
Kreisen weiß man , daß es mit der Abhaltung sich kein Verantwortlicher gefunden, der zu 
von Chargenschulen immer schwieriger wird, dieser Angelegenheit eine grundsätzliche Er­
da der systemisierte Stand an Chargen fast klärung und Aufklärung gegeben hätte. Man 
durch lauter junge dienstführende Beamte hätte damals, als die Frage des 'Vaffen­
aufgefüllt ist und der Zeitpunkt nicht mehr I gebrauchs im allgemeinen zur Debatte stand, 
fern ist, wo die diesbezüglichen Ersätze nur von seiten des Innenministeriums eingreifen 
spärlich erfolgen werden. Aus diesem Grunde können. 
müßte auch das vorerwähnte Thema,  Er- Dazu möchte ich sagen : Die Beamten sind 
öffnung der IV. Dienstklasse, einer baldigen bei Gott nicht überheblich . Aber sie sind 
Be4andlung zugeführt ·werden. Möge die nun einmal mit besonderen Vollmachten aus­
diesbezügliche Regelung, die bei den Kriminal- gestattet, sie haben das Recht, ein Organ­
beamten im kommenden Jahr oder in den mandat zu verhängen, jemanden - und sei 
kommenden Jahren durchgeführt werden soll, es nur zur Ausweisleistnng - festzunehmen 
als ein gutes Vorzeichen dienen ! beziehungsweise von den zur Verfügung stehen -

Manche Kameraden der Exekutive sehnen den Waffen Gebrauch zu machen, Rechte . 
ebenso wie andere Bundesbedienstete und auch die keiner anderen Gruppe von Bundes­
Pensionisten die baJdige Erledigung des Zwi- beamten zustehen. 
schendienstzeitellgesetzes herbei. In diesem Zusammenhang darf ich noch 

Die Wohnungsnot wirkt unter den '\V'ache- darauf hinweisen, daß man auch in den soge­
beamten wie eine Geißel. Abgesehen davon, nannten Schnulzenfilmen die Exekutive herab­
daß sehr viele Kfuneraden getrennt von ihren setzt. So ist vor einiger Zeit ein Film er­
Familien leben beziehungsweise ganz schlechte schienen, in dem ein Schauspieler einen 
Wohnverhältnisse haben, haben sie Bedenken, Exeklltivbeamten in österreichischer Uniform 
wenn ihnen eine Wohnung in Bauten zuge- in sehr fragwürdiger Art darstellt. Wo bleibt 
'wiesen wird, die aus öffentlichen Mitteln für da der Schutz des Berufsstandes beziehungs-
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weise der Schutz der Uniform 1 (Abg. Strass e r :  
Die "Fledermau,s" verbieten !) 

Außer dem Vorgeschilderten gibt es noch 
eine Unzahl von anderen Problemen, an deren 
Erledigung die Wache beamten interessiert 
sind. Da ist zum Beispiel die Frage des 
Urlaubes für Kriegsversehrte. Da in dieser 
Richtung eine spezielle Regelung bei der 
Exekutive noch nicht vorhanden ist, glaube 
ich , daß es zweckentsprechend wäre, daß 
diese Regelung, wie sie bei dem einen oder 
anderen Amt getätigt wird, auf das ganze 
Land erstreckt wird. 

Die Dienstzeitregelung bei der Gendarmerie 
wird immer dringender . Es gibt zwar einen 
diesbezüglichen Erlaß, aber unter den gegen­
wärtigen Verhältnissen kann er nicht ein­
gehalten werden, soll der Dienst darunter 
nicht leiden. Die überstunden, die von den 
Beamten geleistet werden und auf deren 
Honorierung sie warten, wachsen in das 
Gigantische. Hier nützen auch nicht die 
Inspektionen, vor allem auf den kleinen 
Gendarmerieposten. Die Beamten der Gen­
darmerie haben fast keine geregelte Freizeit, 
keinen richtigen Urlaub - ein Zustand, der 
sich auf die Dauer nicht vertreten läßt. 

Ein besonderes Kapitel bildet die Ver­
wendung von Wachebeamtell zu allerlei ande­
ren Diensten als zur Aufrechterhaltung der 
Ruhe , Ordnung und Sicherheit. Den Beamten 
wird nämlich so viel bürokratischer und fach­
fremder Kram übergeben, daß sie ihren 
eigentlichen Aufgaben sehr wenig nachgehen 
können. Die Erhebungen und sogenannten 
Verständigungen nehmen sehr viel Zeit in 
Anspruch . Man müßte sich hier bemühen, 
einmal nach dem Rechten zu sehen, um Verein­
fachungen herbeizuführen. 

In Ab\vandlullg des von mir heute schon 
zitierten Spruches "Die Polizei - dein Freund 
und Helfer ! "  sagt man in W ac hekreisen : 
"Dein Freund, dein Helfer dein In­
kassant !"  

Das erste Jahr der neuen Straßenverkehrs­
ordnung geht nun zu Ende. Man wird erst 
in ungefähr zwei :Monaten einen genauen 
Überblick über Erfolg oder Mißerfolg der 
verschiedenen Maßnahmen bekommen, wenn 
die Vergleichsziffern zum Jahre 1 960 ausge­
wertet sein werden. Eine der einschneidendsten 
Neuerungen stellen die hohen Geldstrafen 
dar, die für Verkehrssünder, vor allem für die 
alkoholisierten Kraftfahrer, festgesetzt wur­
den. Bereits zum Halbjahr zerbrach man sich 
in der Wiener Polizeidirektion den Kopf 
darüber, ob diese Strafen ihren Zweck erfüllen 
oder ob nicht der Entzug der Freiheit auße; 
der primären Strafe weit drastischer wirken 
würde. Für die Polizeibeamten 'ergab sich 

jedenfalls ein ganz neues Aufgabengebiet, 
das sie wieder einen Schritt weiter von ihrem 
eigentlichen Wirkungsbereich entfernte. In 
den Kanzleien werden Raten berechnet, da 
die Leute kommen und sagen : Ich habe 
500, ich habe 1000 S zu bezahlen - wie 
kann ich das in zwei, drei oder vier Raten 
abstatten 1 Es wird kontrolliert und unter 
Umständen - je nach dem sozialen Ver­
hältnis - dem Ansuchen beigepflichtet. In 
den Wachstuben aber werden die Rayons­
posten sehr oft auch als Inkassobeamte 
verwendet. 

Hohes Haus ! Die Exekutive Österreichs 
hat zu allen Zeiten - insbesondere in der 
Zweiten Republik - bewiesen, daß sie getreu 
ihrem Diensteid als Garant für Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit gilt. Die Exekutivbeamten 
Österreichs haben ihre Pflicht vorbildlich 
erfüllt. Ihnen gebuhrt Dank und Anerken­
nung. Aber auch den Beamten und Ange­
stellten allel' dem Bundesministerium für 
Inneres unterstellten Dienststellen und Ämter 
ist für ihre Leistungen im Dienste der Be­
völkerung der Dank zu übermitteln. Möge die 
Zeit nicht ferne sein, wo der Staat sich für 
diese Treue und für diese Pflichterfüllung wird 
revanchieren können ! 

Meine sehr verehrten Frauen und Männer ! 
Ich darf nun im Anschluß daran zu einer 
anderen Angelegenheit sprechen, weil sie auch 
zum Kapitel Inneres gehört. Ich meine den 
Zivilschutz. 

Die Aufgabe des Zivilschutzes ist es, die 
gesamte Bevölkerung Österreichs vor jenen 
Gefahren zu schützen, die durch Elementar­
ereignisse ausgelöst und durch kriegerische 
Auseinandersetzungen hervorgerufen werden, 
welche trotz der Neutralität Österreichs Aus­
wirkungen in unserem Vaterlande zeitigen 
könnten. Jeder Bürger unseres Landes hat 
ein unveräußerliches Anrecht, diesen Schutz, 
und zwar unter Mithilfe der Gemeinschaft, 
zu erhalten. Dafür hat er aber seinerseits 
die Pflicht, zur Erfüllung dieser Aufgabe im 
Dienste der Allgemeinheit seinen Beitrag 
zu leisten. 

Die Bevölkerung hat im allgemeinen erkannt, 
um was es hier geht. Die ganze Angelegenheit 
kann sich aber nicht entfalten, da zwei schwere 
Hindernisse - das wurde heute schon er­
wähnt - beiseite geschafft werden müssen : 
Erstens ist für die Durchführung der Zivil­
schutzmaßnahmen sehr wenig Geld da, und 
zweitens herrscht der ewige Streit um die 
Kompetenzen, die Frage, wer für was verant­
wortlich ist, vor. 

Bezüglich des Geldmangels wäre ja insofern 
eine Abhilfe möglich, als der Herr Finanz­
minister versprochen hat, zu den bereits vor-
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handenen Mitteln etwas dazuzugeben, falls 

I 
. .namit diese Arb.eiten rasch be�.innen �ö�nen, 

ihm dies während des kommenden Jahres ware es notwendIg, daß der OsterrelChische 
irgend wie möglich ist. Zivilschutzverband von seiten der verant-

Schwieriger zu behandeln ist schon das Hin- \�ortlichen Stellen den Auft.rag zur .. Durch­
dernis der Kompetenzen. Wer ist nun an f��hr�ng der . SelbstschutzarbOl�e.n erhalt . . Um 
dem Zivilschutz interessiert 1 Oder wer sollte fur dIe ArbeIt des gesamten ZIVIlschutzes Jene 
daran interessiert sein ? Vorerst alle Mini- Grundlagen zu schaffen, die einen reibungslosen 
sterien, insbesondere das Bundesministerium Auf- und Ausbau sichern, haben der Bund 
für bmeres, das Bundesministerium für Landes- und die Länder, soweit es notwendig ist, die 
verteidigung, alle Landesregierungen und Ge- gesetzlichen Unterlagen hiefür zu schaffen. 
meinden sowie die Feuerwehren und das Rote Namens der Österreichischen Volkspartei 
Kreuz, die verschiedensten Kammern und bitte ich alle Verantwortlichen, sich der Wich­
Verbände der Industrie, die vorhandenen tigkeit dieser Aufgabe zu besinnen und alles 
Erste-Hilfe-Organisationen und - jetzt kommt daranzusetzen, um gemeinsam diese so not­
noch der wichtigste Faktor - die gesamte wendige Aufgabe für unser Land zu erfüllen. 
österreichische Bevölkerung. (Be'i/all bei der Ö V P.) 

Diese vielen Stellen beziehungsweise das 
ganze Volk diesbezüglich auf einen Nenner zu 
bringen, ist sehr schwierig. Das wissen wir. 
Aber es bleibt trotz all der verschiedenen 
Auffassungen nichts anderes übrig, als doch 
eine Art Zentralstelle zur Koordinierung aller 
Fragen des Zivilschutzes zu schaffen. Das 
hat nichts mit einem neuen Büro samt aus­
gedehntem Mitarbeiterstab zu tun, sondern 
dies könnte bei einigem guten Willen mit 
verhältnismäßig Rehr geringen Kosten und 
geringem Persona.laufwand durchgeführt wer­
den. 

Die Zentral stelle für Zivilschutz müßte sich 
im Bundeskanzleramt befinden. Diese Stelle 
hätte die Verbindung mit den zuständigen 
Bearbeitern der Ministerien, der Landesregie­
rungen, mit dem Städtebund und dem Ge­
meindebund, mit den Feuerwehren und dem 
Roten Kreuz und den übrigen daran interes­
sierten Organisationen herzustellen. Dieses 
Zentralamt hätte demnach alle Maßnahmen 
zu treffen und jene vorsorglichen Einrichtungen 
zu schaffen, die notwendig sind, damit Leben 
und Gosundheit aller Bürger unseres Landes 
sowie alle kulturellen und materiellen Werte 
unseres Volkes mit allen zu Ge bote stehenden 
Mitteln vor Schaden bewahrt werden . 

Außer den behördlichen Maßnahmen sind 
aber auch jene Aufgaben durchzuführen, 
die erst Gewähr dafür bieten, daß der Zivil­
schutz im ganzen Lande ein·wandfl'ei durch­
geführt wird und funktioniert . Ich verweise 
auf die Aufklärung der Bevölkerung, die 
Organisierung der Einsatzkräfte sowie auf 
deren Ausbildung. Diese Tätigkeit kann aber 
nicht von Amts wegen betrieben werden, 
sondern das ist die Aufgabe des Österreichi­
schen Zivilschutzverbandes. Dieser Verband, 
der sich ja bereits auf Bundesebene und zum 
größten Teil auch schon in den Ländern kon­
�tituiert hat; muß dafür sorgen, daß er den 
Selbstschutz organisiert und die Bevölkerung 
durch Aufklärung und systematische Schulung 
auf diese Aufgabe vorbereitet. 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ha t sich der Herr Bundesminister für Inneres 
Afritsch . Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Inneres Afritsch : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herrel). ! In der 
letzten Zeit wurde über den Zivilschutz viel 
geschrieben und viel gesprochen. Auch ich habe 
hier im Hohen Haus einige Anfragen beant­
wortet. Es war jedoch zu erwarten, daß auch 
heute wieder über diese Angelegenheit ge­
sprochen wird. Unter anderem wurde die 
Arbeit des Zivilschutzes in Österreich mit der 
Arbeit auf diesem Gebiet in anderen I.Jändern 
verglichen. Man verglich die Vorbereitungs­
arbeiten und Schutzmaßnahmen mit denen 
der skandinavischen Länder , der Schweiz und 
auch Westdeutschlands. 

Ich habe dem Hohen Haus auch schon 
einmal kurz darüber berichtet, daß ich heuer 
in Skandinavien war und dort Gelegenheit 
hatte, einige Einrichtungen zu besichtigen und 
Informationen einzuholen. 

Ich glaube, wir müssen einmal grundsätzlich 
feststellen, daß man Österreich nicht mit den 
anderen Ländern vergleichen kann. Richtig ist, 
daß wir versuchen müssen, in der Vergangenheit 
Versäumtes nachzuholen. 

Aber wie wex denn die Situation in Österreich 
nach dem Krieg, in den Jahren 1 945 und 1 946 
und auch später � Damals wurde ja kein ein­
ziges "Wort über den Zivilschutz gesprochen. 
Österreich war zu dieser Zeit besetzt. Wir 
mußten den Schutt des z weiten Weltkrieges 
wegräumen. Der Ruf nach \Vohnungen und 
anderen Gütern zur Befriedigung von Lebens­
bedürfnissen war so stark, daß mehr als zehn 
Jahre über den Zivilschutz überhaupt nicht 
gesprochen wurde, während sich die anderen 
Länder, Dänemark, Sühweden und die Schweiz, 
weiter mit dem Zivilschutz beschäftigt haben, 
das heißt, ihre Tätigkeit auf diesem Gebiet 
seit vielen Jahrzehnten überhaupt nicht unter­
brochen haben. 
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Dann kam der Staatsvertrag. Vor etwa sich zum Beispiel nur einmal zu bemühen, 
zweieinhalb Jahren haben sich die Regierung die Rechtsverhältnisse des Zivilschutzes in 
und das Hohe Haus zum erstenmal mit dieser Westdeutschland genauer zu studieren. 
Frage beschäftigt. Die Situation in Österreich Auch in anderen Ländern finden ",ir das, . 
ist also völlig anders als in den anderen was wir heute gehört haben : Kritik am Zivil­
Ländern. Die Notwendigkeit des Ausbaues des schutz . Das gilt für Deutschland ebenso 
Zivilschutzes besteht und ist unbestritten. wie für die Schweiz. Ich habe vor kurzer 
Richtig ist, daß die organisatorischen Fragen Zeit eine Schweizer Zeitung gelesen, die auch 
sehr wichtig sind. Damit hängen die Kom- geschrieben hat, daß vieles von dem, was 
petenzen und selbstverständlich auch die gemacht wurde, unrichtig ist und daher 
finanziellen Fragen zusammen. Besseres gemacht werden müßte. 

Meine Damen und Herren ! Wir haben uns Ich muß aber daran erinnern, was schon 
errechnen lassen, was die Schutzeinrichtungen einige Male gesagt wurde : Uns war es voll- · 
bei dem Bau des neuen Allgemeinen Kranken- kommen klar, daß im Jahre 1 962 der orga­
hauses in Wien kosten würden : 100 Millionen nisatorische Aufbau des Zivilschutzes irgendwie 
Schilling für einen Großbau ! Und was haben weitergetrieben werden muß. Es sind auch 
wir im Budget vorgesehen ? 1 5  Millionen alle Stellen dazu bereit, die offenen Fragen 
Schilling für ganz Österreich ! zu klären. Aber Sie müssen folgendes beden-

Diese Summe soll nur andeuten, was ein ken : Wir haben für das Budget 1 962 1 68 Millio­
wirksamer Zivilschutz kosten würde . Ich will nen Schilling verlangt. Bei der ersten Re­
nur andeuten, daß nicht der Bund allein duzierung sind wir auf 74 Millionen Schilling 
dafür Opfer bringen müßte, sondern die ganze gekommen, bei der zweiten Reduzierung auf 
Bevölkerung und selbstverständlich auch die 48,5 Millionen, und im endgültigen Budget 
Körperschaften. Es ist also außerordentlich für das Jahr 1 962 sind dann für alle fünf 
wichtig, zunächst die entsprechenden finan- Ministerien letzten Endes 15 Millionen Schilling 
ziellen Mittel zur Verfügung zu stellen. Aber übriggeblieben. Es ist also auch auf dem 
ebenso wichtig ist der organisatorische Auf- Gebiet der Finanzierung des Zivilschutzes ' 
bau des gesamten Zivilschutzes. noch außergewöhnlich viel zu leisten. Es 

Zur BeruhiglUlg des ganzen Hauses kann ich wird sicherlich sehr schwer sein, irgendwelche 
sagen : Allen Staaten ist die Tatsache gemein- Beträge aufzubringen, die sich im Aufbau 
sam, daß der Zivilschutz von den Militärverwal- des Zivilschutzes auswirken. Bei dieser Auf­
tungen, von den Landesverteidigungen und gabe müssen alle positiven Kräfte mitwirken. 
auch von allen anderen Ministerien getrennt Es ist dann über die Exekutive gesprochen 
ist. Eine Zusammenarbeit, eine Koordinierung worden. Es wurde kritisiert, daß die Zahl 
ist erforderlich. In allen anderen Ländern ist der durch die Exekutive, der durch die Gen­
das Ministerium für Inneres federführend, und darmerie und die Polizei aufgeklärten Fälle 
das wird wahrscheinlich auch in Österreich nicht völlig entsprechend sei. Ich habe die 
so sein müssen. Die Koordinierung und die Vergleichszahlen. Österreich liegt dabei in 
Federführung muß aus vielen Gründen das der guten Mitte. 1-Vir müssen feststellen, 
Bundesministerium für Inneres haben. Es daß ein großer Teil der Verbrechen, der Ver­
wäre geradezu - verzeihen Sie mir, Herr gehen und der Übertretungen aufgeklärt wer­
Abgeordneter, das böse Wort - ein Unsinn, den kann. Natürlich wird immer über die 
wieder ein neues Amt mit Menschen zu er- Fälle gesprochen, bei denen es der Polizei 
richten, die dafür überhaupt noch nicht und der Gendarmerie nicht gelungen ist, 
existieren und keine Erfahrung haberl . Es die entsprechende und gewünschte Aufklä­
gibt im Bundeskanzleramt keinen einzigen rung zu sichern . 
Menschen, der sich schon einmal mit den Ich habe schon im Budgetausschuß gesagt ,  
Fragen des Zivilschutzes beschäftigt hat. daß von den 41 MOl'den, Raubmorden und so 

Es ist vorgesehen, vorerst die Kompetenz- weiter, die in der Zeit vom Oktober des vel'­
fmge z u klären . Das ist notwendig. Denn ohne gangenen bis Ende August dieses Jahres 
Klärung der Kompetenzfrage wird man den verübt wurden , 3 nicht aufgeklärt werden 
Zivilschutz nicht systematisch und nicht gut konnten. Aber dann zu behaupten, hier sei 
aufbauen können. Da.s ist nicht, wie die eine die Exekutive, das ganze System, die ganze 
oder �mdere Zeitung geschrieben hat , eine Organisation der Exekutive schuld, und es 
billige Ausrede, sondern das ist die Voraus- seien viele Mängel feststellbar , finde ich nicht 
setzung hiefür. In allen Ländern, \vo ein I richtig. Die Tatsache, daß von 41 Morden nur 
wirksamer Zivilschutz besteht, ist die Kom- 3 nicht aufgeklärt werden konnten, zeigt, 
petenzfrage geregelt. Dort, wo sie nicht ge- daß die Schlagkraft und die Arbeit der Exe­
regelt ist, ist der Aufbau auch nicht so vor- kutive gut sind. Natürlich wäre es uns am 
geschritten, wie es sein sollte. Sie brauchen allerliebsten, wenn wir - wie das bei anderen 
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Kategorien geschieht - alle Fälle restlos tausend Grenzsoldaten - ganz abgesehen da­
aufklären könnten. von, daß hiefür die Mittel fehlen würden ? 

In der Zeit von Oktober 1960 bis Oktober 
1961  sind insgesamt 58.575 Verbrechen fest­
gestellt worden, dazu kommen noch 1 83.223 
Vergehen und Übertretungen, das heißt, dem 
Gericht wurden 241 . 798 Straftaten angezeigt. 
Das ist eine sehr hohe Zahl. Die Aufklärungs­
ziffer ist ziemlich unverändert. und bewegt 
sich zwischen 78 und 79 Prozent. In den Jah­
ren 1961 und 1960 war sie fast genauso groß 
wie im Jahre 1 959. 

Herr Abgeordneter Dr. Kos hat daran er­
innert, daß schon einige Male der Antrag 
gestellt wurde, den Entwurf für das Volks­
begehrensgesetz einzubringen. Dazu möchte 
ich nur erwähnen, daß schon drei Entwürfe 
an das Parlament, und zwar an den Ver­
fassungsaus8chuß, weitergeleitet wurden. Das 
Bundesministerium für Inneres ist also für 
die Weiterbehandlung dieses Gesetzes nicht 
hauptverantwortlich. 

Im Zusammenhang mit dem Grenzschutz 
möchte ich über den Vorfall sprechen, den 
Herr Abgeordneter Dr. Kos nochmals erwähnt 
hat - es hätte mich ja gewundert, wenn der 
tschechische Lastkraftwagen heute nicht ins 
Parlament "eingefahren" wäre. ( Allgemeine 
Heiterkeit. ) Wir haben in der Öffentlichkeit 
schon einige Male zum Grenzschutz Stellung 
genommen. Wie müssen objektiverweise fest­
stellen, daß sich die Verhältnisse seit dem 
Jahre 1 960 trotz alledem gebessert haben. 
Wir erinnern uns noch daran, daß es im 
Vorjahr sehr viele unliebsame Grenzzwischen­
fälle gegeben hat. Heuer konnte doch er­
freulicherweise eine geringere Anzahl registriert 
werden. 

In einer Demokratie ist aber die Grenze 
nicht so scharf abgeschirmt wie in anderen 
Ländern. Sie kann überhaupt nicht - das zeigt 
gerade dieser Vorfall - hermetisch abge­
schlossen werden. Die Tschechen haben eine 
ganz andere Grenzbefestigung. Sie haben 
dafür um viele tausend Grenzorgane mehr 
eingesetzt als Österreich, und trotzdem ist 
ihnen dieses Auto mit den sieben oder acht 
Personen " durchgegangen" , trotzdem sind 
sie erst in einer Stunde oder in eineinhalb 
Stunden daraufgekommen, daß dieses Auto 
das tschechische Gebiet verlassen hat und nach 
Österreich gefahren ist. 

Wir haben keine dichte Überwachung an 
der Grenze ; wohl bei den Straßen, aber die 
ganze Grenze dicht zu bewachen, würde ja 
einige tausend Beamte mehr erfordern. Und 
da möchte ich den Herrn Abgeordneten 
Hart! fragen, darüber müßten wir gemeinsam 
beraten : Wie kommen wir zu diesen paar 

Die Grenzen eines demokratischen Landes 
unterscheiden sich eben von den Grenzen 
eines nicht demokratischen Landes. Die 
Ungarn befestigen ihre Grenzen ganz anders 
als wir. Es wäre eine Schande für uns, wollten 
wir dasselbe oder etwas Ähnliches tun. Die 
Tschechen haben eine andere Grenzbewachung 
als wir, und auch die jugoslawische Grenze 
ist anders bewacht. Die demokratischen Län­
der haben nicht versucht, eine hermetische 
Abschirmung zu erreichen. 

Seit einiger Zeit versuchen wir aber mit Er­
folg, die Grenze stärker zu bewachen. Daß 
es erfolgreich ist, wissen wir aus den Akten 
und das wissen wir auch auf Grund der Regi­
strierung der verschiedenen Vorfälle. Natür­
lich werden wir uns auch in der Zukunft 
weiterhin bemühen, unsere Pflichten an den 
Grenzen nach Möglichkeit besser als bisher zu 
erfüllen. 

Das Minderheiten-Feststellungsgesetz ist eine 
Angelegenheit des Bundeskanzleramtes und 
wird dort beraten werden genauso wie das 
Gesetz über die Neuformulierung des Gemeinde­
rechtes, über das der Herr Abgeordnete 
Pichler gesprochen hat. Die zuständigen 
Ministerien haben die notwendigen Vorarbeiten 
bereits geleistet, und es ist wohl anzunehmen , 
daß dieser Entwurf in der nächsten Zeit zur 
Versendung kommt und in ernste Diskussion 
gezogen wird. 

Es ist allgemein festgestellt worden, und 
es ist richtig, daß die Personalstände in 
der Exekutive unbefriedigend sind. Aber es 
wäre falsch zu sagen, daß nur die Personal­
stände in der Exekutive nicht den Wünschen 
entsprechen. Der Mangel an Arbeitskräften 
ist nicht nur in der Exekutive, sondern überall 
spürbar. 'ViI' müssen uns eben durch Werbung 
und andere Maßnahmen bemühen, die offenen 
Dienstposten zu besetzen. 

Über die politischen Aktionen möchte ich 
nicht sehr viel sprechen ; das haben die Herren 
Abgeordneten unter sich ausgemacht. Ich 
möchte nur vielleicht eines sagen : Hichtig ist -
und hier pflichte ich dem Herrn Abgeordneten 
Grubhofel' bei -, daß der Großteil der öster­
reichischen Bevölkel'ung den Staat, die Demo­
kratie , seine Verfassung vollauf bejaht. Die 
großen Erfolge, die wir in unserem Lande 
erzielt haben, hätten nicht erreicht werden 
können, wenn die österreichische Bevölkerung 
nicht so positiv zu der Zweiten Republik 
eingestellt wäre . Natürlich gibt es immer 
Kräfte, die versuchen, den inneren Frieden 
unseres Landes zu stören. Ich glaube, es 
ist richtig - das ist auch unser Standpunkt -, 
daß man diese Kräfte nicht verniedlichen darf; 
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Bundesminister Afritsch 

man soll aber auch nicht glauben, daß ein Jahr 1961 auf 210,000.000 S für das Jahr 1962, 
Großteil der österreichischen Bevölkerung den aus. Die Personallage im Bundesministerium 
Einrichtungen unserer Demokratie feindlich für Auswärtige Angelegenheiten ist im Hin­
gegenüberstehe . Es ist auch nicht wahr, blick auf die hohen Anforderungen äußerst 
daß wir in erster Linie immer gegen Stören- gespannt. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
friede, die rechts stehen, vorgehen ; es wird die Aufgaben in der letzten Zeit wesentlich 
nur nicht notiert, wenn wir einmal eine kom- an Umfang zugenommen haben. So erfordert 
munistische Versammlung verbieten, wenn der besondere Status Österreichs sowie seine 
wir irgendeinem Redner aus dieser politischen geographische ,Lage im Grenzbereich zwischen 
Richtung nicht die Erlaubnis zu reden geben , Ost und West eine ungewöhnliche Wachsam­
und wenn wir da und dort auch nicht die keit und Aktivität. 
Einreiseerlaubnis erteilen. Es ist doch richtig, Derzeit bestehen 62 Vertretungsbehörden 
wenn wir den Standpunkt vertreten, daß es im Ausland, und zwar 45 diplomatische, 1 3  kon­
unsere Aufgabe ist, die Demokratie zu sichern sularische und 4 Dienststellen besonderer Art. 
und zu schützen und dort, wo Feinde auf- Die bereits bestehenden diplomatischen Ver­
treten oder Störungen erfolgen, entsprechend tretungsbehörden sind in folgenden Orten ein­
zu reagieren. Die Zweite Republik und die gerichtet : Ankara, Athen, Bangkok, Beirut, 
Demokratie haben große Opfer gebracht. Belgrad, Bern, Bogota, Bonn, Brüssel, Buda­
Wir wollen deshalb unsere Pflicht weiter er- pest, Buenos Aires, Bukarest, Canberra, New 
füllen ,  diese Demokratie auch für die Zukunft. Delhi,  Den Haag, Dj akarta, Helsinki, Kabul, 
zu sichern. Natürlich kann die Exekutive Kairo, Karachi, Kopenhagen, Lissabon, Lon­
nicht alles machen. Die Arbeit der Exekutive don, Luxemburg, Madrid, Mexiko, Moskau, 
ist bis zu einem gewissen Grad eine negative Oslo, Ottawa, Paris, Prag, Pretoria, Rabat, 
Tätigkeit. Das wesentliche ist, daß die demo- Rio de Janeiro, Rom, Santiago de Chile, Sofia, 
kratische Gesinnung in unserem Lande ge- Stockholm, Teheran, Tel Aviv, Tokio, Vatikan, 
stärkt und gefördert wird, nicht zuletzt in Vereinte Nationen New York, Warschau und 
unseren Schulen. Sollten sich Feinde in unserer Washington. 
Republik betätigen, dann müssen wir die Kraft Der Gesandtschaft in Luxemburg ist die haben, - das war schon immer meine Richt- Dienststelle des österreichischen Beobachters schnur - "das Unkraut von den Kultur- bei der Europäischen Gemeinschaft für Kohle pflanzen zu unterscheiden" . und Stahl angeschlossen. In Straßburg be-

Wenn wir in diesem Geiste zusammenarbei- steht die Ständige Vertretung Österreichs beim 
ten, dann glaube ich, daß die Demokratie Europarat, in Genf die Österreichische Ver­
in unserem Lande immer triumphieren wird, tretung beim Europäischen Büro der Vereinten 
zum Wohle und Nutzen des österreichischen Nationen und in Berlin eine Österreichische 
Volkes. (Beifall bei der SPÖ.j Delegation. 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort ist niemand 

I 
Effektive konsularische Vertretungsbehörden 

mehr gemeldet. Die Deba,tte ist geschlossen .  im Ausland bestehen in Agram, Chikago, 
Wünscht der Herr Spezialberichterstatter das Düsseldorf, Hamburg, Istanbul, Laibach, Mai­
Schlußwort 1 - Er verzichtet. land, München, New York, Preßburg, Straß-

Damit ist die Aussprache über die Gruppe IV burg, Triest und Zürich. 
b e e n de t. Außerdem werden 1 962 rund 140 Honorar-

Gruppe III 
Kapitel 8 :  Äußeres 

Prä"ident Dr . Maleta : Wir gelangen nun­
mehr zur Spezialdebatte über die Gruppe IH. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Ab­
geordnete Strasser. Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Spezial berichterstatter Strass er : Hohes 
Haus ! Der ,Finanz- und Budgetausschuß hat 
am 7. N ovem bel' den Voranschlag für das 
Kapitel 8 behandelt. 

Das der Ausschußberatung zugrunde gelegene 
Kapitel des Voranschlages für das Jahr 1962 
weist auf Grund der Ausweitung des Gesamt­
budgetrahmens eine Verminderung der Summe 
der Ausgaben, und zwar von 22 1 ,000.000 S im 

konsulate amtieren. 
Der Vertretung in New York ist eine Infor­

mationsquelle angeschlossen, die Vertretung in 
Agram betreut die dortige Österreichische Lese­
halle. 

Noch immer sind größere politische Vertre­
tüngsbehörden im Ausland unbesetzt. Der Per­
sonalstand für die Dienststellen im Ausland ist 
um 31 Dienstposten niedriger als 1 96 1 .  Der 
Budgetrahmen 1 962 wird es leider nicht 
zulassen, die in jeder Hinsicht anzustrebende 
Eröffnung neuer Vertretungsbehörden, vor 
allem in den jungen afrikanischen Staaten, 
vorzunehmen, obwohl gerade diese jungen 
Völker und Staaten die Aufnahme diplomati­
scher Beziehungen erwarten. Österreich muß 
in höchstem Maße daran interessiert sein, mit 
dem aufbaufähigen afrikanischen Kontinent 

83. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 31

www.parlament.gv.at



Nationalrat IX. GP. - 83. Sitzung - 4. Dezember 1961 357 1 

Strasser 

in Ver bindung zu kommen, wo bei entsprechende 
Vertretungen auch wirtschaftlich von größtem 
Nutzen sein könnten. 

Die Beitragsleistungen an die Vereinten 
Nationen sind mit insgesamt 26,5 Millionen 
Schilling vorgesehen ; davon entfallen 10,9 Mil­
lionen Schilling auf den UN-Beitrag, 1 1  Mil­
lionen Schilling auf die Technische Hilfe und 
den Sonderfonds der UN, 2,5 Millionen Schil­
ling auf die United Nations Emergency Forces 
und 2 , 1  Millionen Schilling für die United 
Nations Operations in the Oongo (UNOO) . An 
weiteren internationalen Beitragszahlungen 
Österreichs sind vorgesehen :  2,4 Millionen 
Schilling für den Europarat, 940.000 S für 
die Internationale Atomenergie- Organisation, 
880.000 S für die Donaukommission und 
7000 S für den Ständigen Schiedshof. 

Im Titel 2, Dienststellen im Ausland, mußte 
bei Bauherstellungen eine Anzahl General­
reparaturen an den bundeseigenen Gebäuden 
berücksichtigt werden. Für Neubauten sind 
nur 1 , 8  Wllionen Schilling als erste Baurate 
für ein Botschaftsgebäude in Brasilia, der 
neuen Hauptstadt Brasiliens, eingestellt wor­
den. 

Bei den Förderungsausgaben sind für "Aus­
gaben für kulturelle Zwecke im Ausland" 
700.000 S ( 1 961 230.000 S) und für "Unter­
stützungen" 158.000 S ( 1 961 130 .000 S) ver­
anschlagt. 

Bei den "Ausgaben für kulturelle Zwecke 
im Ausland" wurden Beträge für die Abhaltung 
der Österreich-Wochen, die 1 962 in London, 
Oslo und Genf vorgesehen sind, eingestellt. 

Als "Aufwandskredite" wurden 3 Millionen 
Die Beitragsquote Österreichs zu den Kosten Schilling für "Ausgaben für Information und 

der Vereinten Nationen wird in der jetzt Werbung im Ausland" veranschlagt. 
stattfindenden 16.  Generalversammlung der Der Anteil des Kapitels Äußeres am Gesamt­Vereinten Nationen festgesetzt. Da der Be- budget ist von 0,49 Prozent im Voranschlag rechnung der Beitragsquoten das jeweilige 1 96 1  auf 0,4 Prozent im Voranschlag 1 962 zu­Nationaleinkommen zugrunde gelegt wird, rückgegangen. Die österreichische Bevölkerung wird die Quote Österreichs gegenüber der für leistet für die Auswärtige Vertretung und die die Jahre 1 959 bis 1 961 berechneten Quote von Arbeit auf außenpolitischen Gebieten pro Kopf 
0,43 v . . H . . des Gesamtbudgets �er UN auf 30 S jährlich. voraUSSIChtlIch 0,45 v: H. erhoht werden . An der Debatte im Ausschuß, die sich an die Der Berechnu:--g des Bel.trages �ur UN�F u�d

. Au sführungen des Spezialberichterstatters an­zur U�OO 'Vlfd derselbe 1 Schluss�! Wie be.lm I schloß, beteiligten sich die Abgeordneten UN-
.�

eItrag zugr�nde ge.�egt, ,:ahrend eme I Dr. Gredler, Dr. Hetzenauer, Dr. Winter, Erh,oh�ng des �eItrages OsterreIChs zur UNo , Sebinger, Dr. Migsch, Dipl . -Ing. Pius Fink, Tecnll1sche� HIlf: und zum Son?erfonds .der ! Dr. Stella Klein-Löw, Dipl .-Ing. Dr. Oskar UN gegenn,ber JenelX: des . .,..
Vo:J�hl'es X:ICht I Weihs, Dr. Dipl.-Ing. Ludwig Weiß und Mark. vorgesehe�. I�t, da es . SICh �Ie< lllCLt um emen I .Der Bundesmillü,ter für AuswäTtige Angelegen­s�tzungsn,ta01�en Pfll?htbeltrag, sondern u� I heit.en Dr. Kreisky beantwortete ausführlich emen .fr.eIwilhgen . �eItrag handelb. Der . nllt I alle in der Debatte an ihn uerichteten Fragen. 

2 , 1  MIllIonen Schillmg veranschlagte BeItrag t:'l 
Österreichs zur UNOC erscheint 1 962 erst- Bei der Abstimmung am 20. November 1 9tH 

malig v€l'anschlagt und stellt einen Pflicht- wmden die finanz�esetzlichell Ansätze für die 
beitrag dar. Seine tatsächliche Höhe muß mit i Gruppe III vom Fmanz- und Budgeta.usschuß 
rund 15,6 Millionen Schilling angenommen : angenommen. 
werden, wobei jedoch die bei den §§ 1 bis 3 j  Der Finanz- und Budgetausschuß stellt auf 
für die Entsendung eines östeneichischen : Grund seiner Beratungen den A n t r a g, der 
Sanitätskorps nach dem Kongo errechneten I Nationalrat wolle beschließen : 
Kosten zum Großteil in Anrechnung ge��acht ! Dem Kapitel 8 : Äußeres, des Bundes­
werden können. Die bei § 4 rJs Beitrag Oster- voranschlages für das Jahr 1 962 (473 der 
reichs zur UNOC ':?l'gesehenen Kosten stellen Beilagen) wird die verfassunusmäßige Zu-
somit nur die von Osterrejch noch zu zahlende stimmung erteilt. 

b 
Differenz dar. Ich beantrage, sogleich in die Spezialdebatte 

Die Beitragsquote zum Budget des Europa- einzutreten. 
rates wird 1962 höher sein als 1961 . Der im 
Vergleich zu 1961 höhere Ansatz von 1 962 
erklärt sich durch die höhere Beitragsquote 
Österreichs und durch das höhere Gesamt­
budget des Europarates, bedingt durch Ge­
haltserhöhungen bei den ständigen Bedien­
steten des Europarates und dUI'ch Schaffung 
lleuer Expertenkomitees. 

Präsident Dr . Maleta : Ich b r e c h e die 
heutigen Verhandlungen a b .  

Die n ä c h s t e  Sitzung findet morgen, Diens­
tag, 5. Dezember, 9 Uhr vormittag, statt. 
Die Tagesordnung ist bereits verteilt. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n . 

Schlu13 der Sitzung : 1 7  Uhr 15 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 1 4.7 1 3  61 
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